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VORWORT 

Durch das Wiederaufleben der Verwaltungsgerichtsbarkeit, das für 
weite Gebiete unseres deutschen Vaterlandes mit der Einführung der 
Generalklausel verknüpft ist, erlangt das Verwaltungsrecht für die All-
gemeinheit eine bisher nicht gekannte Bedeutung. Diese Entwicklung 
richtet sich nicht g e g e n etwas, nicht gegen das Zivilrecht und seinen 
Herrschaftsbereich, sondern sie arbeitet f ü r etwas, nämlich für das Volk. 
Gerade weil das Verwaltungsrecht nun oft in justiziellem Gewand er-
scheint, verschwindet der Gegensatz zwischen Zivilrecht und Verwaltungs-
recht zugunsten einer organischen Verbindung beider Rechtsgebiete. Wer 
heute als Lernender mehr mit öffentlichem Recht befaßt wird, als das 
in der Vergangenheit geschah, fasse die Gewichtsverlagerung nicht als 
zusätzlichen schweren Ballast auf, sondern als Abrundung seines 
allgemeinen juristischen Wissens. Die Kenntnisse in dem einen Rechts-
zweig kommen notwendigerweise dem anderen Rechtszweig zugute. 

So ist es das eine Hauptanliegen dieses Lehrbuches, dem Verwaltungs-
recht das Odium der Separatwissenschaft zu nehmen und bei jeder nur 
möglichen Gelegenheit auf den Zusammenhang mit der gesamten übrigen 
Rechtsordnung hinzuweisen. 

Das zweite Anliegen ist die Werbung für eine andere Synthese, der-
jenigen zwischen Praxis und Wissenschaft. Was die Wissenschaft denkt, 
ohne die Praxis zu berücksichtigen, ist für die Beteiligten uninteressant. 
Was die Praxis tut, ohne die Erkenntnisse der Wissenschaft zu berück-
sichtigen, ist für die Beteiligten gefährlich, denn solche Entscheidungen 
sind nicht hieb- und stichfest und haben notwendigerweise nur ein kurzes 
Leben. Allein die gemeinschaftliche Arbeit beider ist zweckvoll. 

Die Schrift erscheint in einem Augenblick, da auf verwaltungsrecht-
lichem Gebiet noch alles in Fluß ist oder wieder in Fluß geraten ist. 
Viele Gegenstände werden daher nur dargestellt, ohne daß es möglich 
oder zweckvoll wäre, eine allgemein gültige Lösung zu geben. Das gilt 
für die allgemeinen Lehren sowohl für die einzelnen Verwaltungszweige. 
Für sie insbesondere tritt die nie zu umgehende Schwierigkeit der Auswahl 
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hinzu. Denn die gründliche Schilderung eines jeden Zweiges verlangt 
Jahre intensiver Arbeit, und die Kürzung auf den Rahmen eines Lehr-
buches benötigt fast die gleiche Zeit. So will die hier versuchte Dar-
stellung nur eine beispielhafte Auswahl geben, die insbesondere dem 
Lernenden zeigt, welch großes Gebiet im Verwaltungsrecht noch außer-
halb der allgemeinen Lehren vorhanden ist, aber auch, wie sehr die ein-
zelnen Verwaltungszweige trotz vieler Sonderregelungen in jenen ruhen. 

Die Darstellung folgt nicht immer der bisher herrschenden Lehre, 
wenngleich sie sie stets kennzeichnet. Denn eine neue Zeit — und jede 
Zeit ist neu, auch wenn man sie nicht als die schönste aller aufgehenden 
Tage begrüßt — verlangt eine ihr entsprechende Betrachtungsweise. 
Was früher war, paßt heute oft nicht mehr, und es wäre unehrlich, das 
zu verheimlichen. Für neue Erkenntnisse kann im Rahmen eines Lehr-
buches besser geworben werden als in einem kleinen Leitfaden. Doch 
muß die Untermauerung mancher in großen Zügen mitgeteilter Gedanken 
notwendigerweise künftigen Einzeldarstellungen vorbehalten bleiben. 

Hoffentlich ist es mir gelungen, wenigstens in etwa das erstrebte Ziel 
zu erreichen und vor allem dem Lernenden eine Ahnung von der Wichtig-
keit eines gegenwartsgemäßen Verwaltungsrechts zu geben. Dem Verlag 
möchte ich an dieser Stelle Dank sagen für die Geduld, mit der er während 
des Druckes durch die rasante Entwicklung notwendig gewordene Er-
gänzungen und Abänderungen anzubringen erlaubte. So vermag die 
Schrift im Augenblick ihres Erscheinens in den meisten Punkten den 
neuesten Stand der Entwicklung zu berücksichtigen. 

DR. JUR. HABIL. FRHR.V. TUREGG 
Köln, im Juli 1950. OBERVERWALTUNGSGERICHTSRAT 

1 Beigeordneter o. D. 
Lehrbeauftragter a n de r Universität Kö ln 

Einige technische Hinweise 
Die S o h r i f t t u m s v e r z e i c h n i s s e befinden sich am Ende eines jeden 

Kapitels. Sie enthalten im wesentlichen die seit 1931 erschienenen Schriften mit 
Ausnahme der unverwertbaren Darstellungen aus der Zeit zwischen 1933 und 1945. 
Wegen des älteren Schrifttums kann auf die'nahezu lückenlosen Angaben in dem 
Verwaltungsrechtslehrbuch von Walter Jellinek verwiesen werden. Nicht in den 
Schrifttumsverzeichnissen zitiert, wenngleich im Text in erkennbarer Weise ver-
wertet, sind die Veröffentlichungen in den verwaltungsrechtlichen Fachzeit-
schriften „Die öffentliche Verwaltung" und „Deutsches Verwaltungsblatt", früher 
„Deutsche Verwaltung". 

Von einem besonderen Verzeichnis der A b k ü r z u n g e n wurde abgesehen, 
weil die üblichen, allgemein bekannten, insbesondere vom Deutschen Juristentag 
empfohlenen Abkürzungen verwandt sind. 
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Allgemeine Lehren 



1. A b s c h n i t t 

GRUNDLAGEN 

E r s t e s K a p i t e l 

Begriff der Verwaltung 
1. Verfassung und Verwaltung 

Der Mensch unterscheidet sich vom Tier dadurch, daß er nach be-
stimmten Plänen handelt. Instinkt und undurchdachte Reaktionen mögen 
auch bei ihm eine Rolle spielen. Aber alle Handlungen von einiger Be-
deutung werden vorher durchdacht, und der durch die Handlung ein-
tretende Erfolg oder Mißerfolg wird wenigstens in groben Zügen erwartet, 
erhofft oder befürchtet. Wenn die Geistesarbeit des E n t s c h l u s s e s 
oder B e s c h l u s s e s beendet ist, wird er in der Wirklichkeit d u r c h -
g e f ü h r t , wobei es dann von der Stärke und Geschicklichkeit des 
Durchführenden und von den äußeren Umständen abhängt, welches 
Ergebnis die Durchführung hat, ob die Wirklichkeit dem im Entschluß 
enthaltenden Zukunftsbild entspricht oder nicht. 

Genau wie der E i n z e l m e n s c h verhalten sich menschliche G e -
m e i n s c h a f t e n . Auch sie werden zu einer solchen im Unterschied 
zu tierischen Horden erst dann, wenn sie fähig sind, als Gemeinschaft 
bestimmte Entschlüsse oder Beschlüsse zu fassen. Diese Beschlüsse 
müssen, wenn die Gemeinschaft nach außen in Erscheinung treten will, 
in der Wirklichkeit durchgeführt werden. Wiederholt sich der Vorgang, 
so entsteht ein sinnvoller Aufbau der Handlungen der Gemeinschaft. 
Sie lebt ein menschlich vernünftiges Leben wie der Einzelmensch. 

Um ein solches Leben führen zu können, bedarf der Einzelmensch 
eines geordneten Körpers, der ihm sowohl die Entschlußfassung als auch 
die Durchführung des Entschlusses ermöglicht. Genau so bedarf die 
G e m e i n s c h a f t einer b e s t i m m t e n O r d n u n g , die dafür 
sorgt, daß sie einen Willen bilden und vollziehen kann und ferner, daß 
die Stellung der Gemeinschaft zu ihren Mitgliedern und Beziehlingen der 
Mitglieder untereinander geregelt werden. 

Eine der wichtigsten menschlichen Gemeinschaften ist der S t a a t . 
Auch er muß einen Willen bilden und muß, um nach außen in'Erscheinung 
zu treten, diesen Willen in die Tat umsetzen, in der Wirklichkeit 
vollziehen. 
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Die W i l l e n s b i l d u n g kann voller Dynamik, voller Unruhe sein. 
Man denke an parlamentarische Kämpfe oder auch an blutige Bürger-
kriege, wenn darum gestritten wird, welche Haltung der Staat nach innen 
und außen einnehmen soll. Wenn diese Kämpfe abgeschlossen und zu 
einem Ergebnis gekommen sind, steht das Ergebnis als etwas Festes, 
jedem Sichtbares und von allen zu Schauendes da. Die Beschlüsse sind 
das ruhende, statische Element des Staates. Welchen technischen Namen 
man den Beschlüssen gibt, ist gleichgültig. Man hat sich seit langem 
daran gewöhnt, sie in zwei Gruppen zu teilen: die V e r f a s s u n g und 
die einfachen G e s e t z e . 

V.e r f a s s u n g ist ein besonders feierlicher und auf lange Sicht 
gefaßter Beschluß, gleich dem Vorsatz eines Menschen, der für sein ferneres 
Leben bestimmte Grundsätze aufstellt. Sie wird im allgemeinen als eine 
rechtliche Ordnung angesehen, die das Verhältnis der obersten Staats-
stellen untereinander, die Rechtsbeziehungen zwischen Staat und Staats-
bürger und die Staatsfunktionen regelt1). 

Einfache G e s e t z e geben die Richtlinien für einzelne Lebenserschei-
nungen. Sie können leichter umgestoßen werden als die von vornherein 
für ein weiteres zul ünftigcs Leben gedachte Verfassung. Wir sind nun 
allen menschlichen Beschlüssen gegenüber skeptisch geworden, nachdem 
wir in den letzten Jahrzehnten soviel feierlich proklamierte Verfassungen 
aus äußeren oder auch aus inneren Gründen haben zusammenbrechen 
sehen. 

Der G e s e t z e s p o s i t i v i s m u s entspricht daher heute nicht 
mehr den Bedürfnissen der Zeit. Kr erlebte seine Blüte in der zweiten 
Hälfte des vorigen Jahrhunderts-'). Schon um die Jahrhundertwende 
zeigte sich hiergegen eine immer kräftiger werdende Opposition, das 
F r e i r e c h t , aus den verschiedensten Quellen stammend und zu den 
verschiedensten Ergebinssen gelangend. Eines der wichtigsten, wenn 
auch nicht einheitlich erarbeiteten Ergebnisse war eine weitgehende 
E n t t h r o n u n g d e s G e s e t z e s , das vielfach nur als ein beson-

») Vgl. Georg Jelllnek, Allg. Staatslehre, S. 337 ff. Fruchtbar f ü r den Begriff 
der Verfassung war die Kontroverse des Positivismus mit der Wiener Schule; 
vgl. Felix Sotnlo, S. 309, und Kelsen, Allg. Staatslehre, S. 249; Roß, Theorie der 
Rechtsquellen, S. 350. — Aristoteles, Politik IV, 1 meint: .Die Verfassung Ist jene 
Ordnung f ü r die Staaten, die sich auf die Magistraturen bezieht, die Art Ihrer 
Verteilung regelt und bestimmt, welches der herrschende Faktor Im Staat und 
welches das Ziel der Jeweiligen politischen Gemeinschaft Ist; die Gesetze aber 
sind es, die, gesondert von jenen Verfassungsbestimmungen, die Norm abgeben, 
nach der die Regierenden regieren und den Übertretern wehren sollen." 

-) t>le altere Literatur Ist weltgehend berücksichtigt, z. B. bei Verdroß, Das 
Problem des f re ien Ermessens und die Freiretiitsbewegung; Kornfeld, Allg. 
Bechtslehre und Jurisprudenz. 
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ders hervorgehobenes Muster auf den Hintergrund des nicht positiven 
Rechtsbegriffs hervortritt. Hinzu kommen politisch bedingte Bedenken 
gegen Bestand und Wirkung der jeweilig in Kraft befindlichen Gesetze. 
Diese Bedenken sind notwendigerweise in politisch unruhigen Zeiten 
besonders stark. Trotzdem aber sind V e r f a s s u n g und G e s e t z e , 
Bolange sie bestehen, das s t a t i s c h e B ü c k g r a d d e s S t a a t e s . 

Die V e r w i r k l i c h u n g der E n t s c h l ü s s e , ihre Durch-
setzung oder Durchführung in der Wirklichkeit ist V e r w a l t u n g 
im allgemeinsten und weitesten Sinne. Diese Tätigkeit ist von der Ent-
schlußfassung grundsätzlich verschieden. Denn jeder Entschluß zeigt 
erst in der Wirklichkeit, was er bedeutet. Die am grünen Tisch gefaßten 
Gedanken können, sobald sie Wirklichkeit werden, aus sich heraus zu 
Folgen führen, an die niemand gedacht hat. Hinzu treten die äußeren 
Einflüsse. Auch sie sind im voraus nicht alle abzusehen, aber sie sind 
geeignet, die Entschlüsse ganz gründlich zu verändern. Da wäre es sinn-
widrig, falsch und geradezu unmenschlich, den einmal theoretisch kon-
zipierten Weg starr weiterzugehen. Vielmehr ist ein ständiges Lavieren 
notwendig, ein ständiges Bestreben, die durch Verfassung und Gesetze 
geschaffene Grundlage in die zweckmäßigste und nützlichste Form zu 
bringen. So ist V e r w a l t u n g v o l l e r D y n a m i k . Sie ist die 
„handelnde Staatsgewalt"1). 

Der Vergleich des Verhältnisses zwischen anordnendem Wollen und 
vollziehender Tat mit Gesetzgebung und Verwaltung ist nur ein Gleichnis 
und stellt nicht etwa eine Lösung der komplizierten Beziehungen der 
beiden Staatstätigkeiten dar. Das hat bereits Aristoteles als einer der 
ersten, der sich in für uns sichtbarer Weise mit diesen Fragen beschäftigte, 
festgestellt. Die Betrachtung von weit über hundert Verfassungen, die 
für seine Staatslehre die Grundlage bildeten, veranlaßten ihn, vor jeder 
schablonenmäßigen Abgrenzung zu warnen2). 

Die h a n d e l n d e S t a a t s g e w a l t nun wieder kann sich in 
d r e i v e r s c h i e d e n e n F u n k t i o n e n äußern. Entweder sie 
wendet im voraus möglichst genau gestaltete Regeln auf einzelne Tat-
bestände in im voraus möglichst genau festgelegten Formen an. Hierbei 
handelt es sich häufig um Korrekturen in der Vergangenheit begangener 
Fehler einzelner Personen. Das ist vorwiegend die Aufgabe der R e c h t -
s p r e c h u n g . Oder aber die handelnde Staatsgewalt faßt jeden be-
liebigen Tatbestand an, um ihn nach dem I d e a l d e r G e s e t z e z u 
f o r m e n und sie tut es mit allen geistigen, technischen und ökonomischen 

t) Fleiner, Institutionen, S. 120. 
t) FoUtlk IV, 14. 1297 b ff. 
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Mitteln, die die Gesetze nicht verbieten. Hierbei ist die Einhaltung be-
stimmter Formen häufig nicht möglich oder Unzweckmäßig. Oder schließ-
lich die handelnde Staatsgewalt beschäftigt sich mit der Gestaltung der 
w i r t s c h a f t l i c h e n B e z i e h u n g e n der im Staat lebenden 
Personen. Das alles ist in groben Zügen die Tätigkeit der Rechtsprechung, 
der öffentlichen Verwaltung und der Wirtschaftslenkung. 

Verwaltung in einem derartig engeren Sinne ist der Gegenstand, mit 
dem sich das Verwaltungsrecht befaßt1). 

2. Regierung und Verwaltung 
Eine Grenze für die Verwaltung ergibt sich aus dem Begriff selbst 

ohne Rücksicht auf seine geschichtliche Gebundenheit. V e r w a l t u n g 
ist eine d i e n e n d e T ä t i g k e i t . Verwalten ist weniger als walten. 
Dies zeigt schon die romanische Bezeichnung Administration in ver-
schiedenen Sprachen, worin das Wort Minister oder minus enthalten ist. 

Demgegenüber bedeutet nach dem deutschen Sprachgebrauch walten 
dasselbe wie regieren. B e g i e r e n ist eine richtunggebende Tätigkeit 
von Männern oder Stellen, die an der Spitze einer Gemeinschaft, so auch 
des Staates, stehen. 

Verwalten ist demnach die Tätigkeit innerhalb der von der Regie-
rung gegebenen Richtlinien. Zur Regierung gehörig werden aufzufassen 
sein z. B. die Gestaltung der Beziehungen zwischen Staaten, auch zwischen 
den Gliedstaaten eines Bundesstaates, das Aufstellen von Verwaltungs-
programmen, die Gestaltung wirtschaftlicher Richtlinien. 

Die Beachtung des Unterschiedes zwischen Regierung und Verwaltung 
ist außerordentlich wichtig. Ein Gemeinwesen kann nicht gedeihen, wenn 
die an der Spitze stehende Regierung sich allzu sehr um Einzelheiten 
kümmert. Das führt zu einem ungesunden Zentralismus, der technisch 
nur durchführbar ist, wenn jede an der Spitze stehende Regierungsstelle 
sich einen besonderen Apparat von Sonderbehörden schafft. Sie hat dann 
notwendigerweise das Bestreben, durch die verschiedenen Instanzen 
hindurch unmittelbar auch in der untersten Instanz im Einzelfall tätig zu 
werden. Die Erfahrung lehrt jedoch, daß hierbei ein Nebeneinanderregieren 
und ständige Unordnung die Folge ist. 

3. Grundlage der Begriffsbildung 
Von der V e r w a l t u n g a l s T ä t i g k e i t sind zu unterscheiden 

d i e d i e V e r w a l t u n g d u r c h f ü h r e n d e P e r e o n , Stelle, Dienst-
stelle, Instanz usw. Sie werden ebenfalls in laxer Weise häufig als Ver-

i) Georg Jelllnek, Gesetz und Verordnung, S. 385. 
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waltung bezeichnet, wodurch außerordentlich viele Mißverständnisse ent-
stehen können. 

Will man auch die Verwaltungsorganisation als Verwaltung bezeichnen, 
so ist erforderlich, dies irgendwie kenntlich zu machen, etwa durch die 
Worte Verwaltung im organisatorischen Sinn. Die Verwaltungstätigkeit 
ist dann aufzufassen als Verwaltung im gegenständlichen Sinn (z. B . 
§ 4 EGGVG.). Es empfiehlt sich jedoch, Wort und Begriff Verwaltung 
auf Verwaltungstätigkeit zu beschränken und die Organisation als Ver-
waltungsorganisation, Verwaltungsaufbau oder dgl. zu bezeichnen. Rechts-
theoretisch ist eine für alle Zeiten und alle Orte gültige Begriffsbestimmung 
weder der Verwaltung noch der Verwaltungsorganisation zu gewinnen. 
Vielmehr kann in etwa Klarheit nur geschaffen werden durch eine Be-
trachtung der Lösungen in den verschiedenen Zeiten und durch ver-
schiedene Staatsformen. 

4. Entwicklung des Begriffs 
a) A n t i k e 

Durch griechische Staatslehrer wurden bereits einige Gedanken er-
örtert, die auch später immer wieder in Erscheinung treten. Die Fest-
legung eines Verwaltungsbegriffs beginnt mit seiner Unterscheidung von 
der Rechtsetzung. Hierbei treten die organisatorischen Fragen in den 
Hintergrund. Nach Piatons Ansicht ist Verwaltung mindestens ebenso 
wichtig wie Gesetzgebung. Insbesondere hält er es für „einfältig", Gesetze 
über Einzelheiten zu geben. Denn die edle menschliche Haltung, auf die 
im Staate alles ankommt, entsteht weder noch bleibt sie, „durch Wort 
und Schrift zum Gesetz gemacht"'). Und gar „über Markt und Markt-
verkehr, über die Erhebung von Zöllen" usw. den leitenden Stellen im 
Staate etwas vorschreiben zu wollen, hält er für unanständig. E r überläßt 
der Gesetzgebung im Grunde nur drei Aufgaben, nämlich die Größe des 
Staates festzulegen, die ständische Gliederung aufrechtzuerhalten und 
schließlich jede Neuerung im Erziehungswesen zu unterdrücken2). Ari-
stoteles grenzt die Tätigkeiten nicht so streng voneinander ab, sondern 
meint, daß weitgehend der Einzelfall entscheiden müsse. Allgemeine 
Richtlinien werden durch das Gesetz gegeben (voßoc). Für den Einzel-
fall ist eine von ihm zu unterscheidende klärende Entscheidung erforder 
lieh (<pr)y>iciia). Das ist eine nur gegenständliche Unterscheidung 

l) Pollteia p. 425 b. 
') Den Im „Staatsmann" enthaltenen Gedanken, daO Im Staat Uberhaupt keine 

absolut bindenden Gesetze vorhanden sein sollten, sondern der Herrscher nach 
der aus der Idee der Gerechtigkeit schöpfenden philosophischen Einsicht fUr Jeden 
Einzelfall die ihm Innewohnende Norm linden soll, geben die „Gesetze" als nicht 
realisierbar auf. 
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von Gesetzgebung und Verwaltung. Organisatorisch liegt bei Aristoteles 
im Anschluß an die athenische und andere direkte Demokratien beides 
bei den gleichen Stellen. Sowohl die Gesetzgebung als auch Verwaltungs-
maßnahmen für den Einzelfall erfolgen durch Volksbeschluß. Insbeson-
dere denkt Aristoteles auch dann, wenn er verschiedene Teile innerhalb 
der Staatstätigkeit unterscheidet, nicht an die Erledigung dieser Tätig-
keiten durch verschiedene Staatsorgane. Beachtlich sind für ihn immer 
nur materielle Unterschiede!). In diesem Zusammenhang äußert Aristo-
teles zum ersten Male die späterhin so oft wiederholte Ansicht, daß 
Gesetze stets Allgemeinsätze seien, während sich die Verwaltung mit der 
Durchführung staatlicher Maßnahmen im konkreten Einzelfall zu be-
fassen habe2). 

Die Unterscheidung von Gesetzgebung und Verwaltung, je nachdem 
ob eine abstrakte, eine unbestimmte Vielzahl von Fällen normierende 
Regel oder eine den Einzelfall regelnde Bestimmung geschaffen werden 
soll, wird dann später von der griechischen Philosophie und Rechtslehre, 
namentlich unter dem Einfluß der Stoa, scharf betont3). 

Die römische Republik kommt zu den gleichen Unterscheidungen, 
wobei wohl weitgehend das griechische Vorbild maßgeblich ist. Eine 
organisatorische Trennung beider Staatstätigkeiten findet nicht statt. 
Die leges, denen später die plebiscita gleichgestellt werden, setzen nicht 
nur Rechtsregeln, sondern regeln auch eine Menge Verwaltungsfragen, 
wie z. B. die Gründung von Kolonien, die Assignation von Gemeindeland 
an Private, die Verleihung des Bürgerrechts, Verbannungen. Im Laufe 
der Zeit wandelte sich das Verhältnis zwischen der Vertretung der Bürger-
schaft einerseits und Magistraten und Senat anderseits. Je stärker die 
Stellung der Plebs wurde, desto größer war die Zahl der Verwaltungs«-
sachen, die die Komitien an sich zogen oder hinsichtlich welcher sie sich 
die Entscheidung vorbehielten*). Die Erledigung erfolgte in einheitlicher 
Form durch Beschluß der Zenturiats- oder später auch der Tributkomitien. 
Gegen das Ende der Republik und während des Prinzipats verschwand der 
Unterschied zwischen Gesetzgebung und Verwaltung allmählich. Die 
Grenzlinien zwischen lex, senatus consultum und magistratischem Edikt 
einerseits und den Konstitutionen der Principes wurden immer unklarer, 

1) Politik IV, 14. 1297 fT. 
*) Politik III, 15; vgl. die eingehenden Erörterungen bei Georg Jellinek, Gesetz 

und Verordnung, S. 38, 39. 
>) Noch erkennbar In den Digesten L 2 D der legg. 1, 3 In Äußerungen des 

Chrysyppos, die dort'aufgenommen sind. 
<) Kariowa, Römische Rechtsgeschichte I, S. 410 ff., Mommsen, Röm. Staats-

recht m , 1. 
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bis schließlich mit der Errichtung der zunächst tatsächlichen, seit Dio-
kletian auch rechtlich absoluten Monarchie sich die gesamte Rechtsetzung 
und die gesamte Verwaltung in der Hand des Kaisertums vereinte. 

Am längsten hielt sich noch die Selbständigkeit der Rechtsprechung, 
die zur Zeit der absoluten Monarchie jedoch ebenfalls völlig in den 
Machtbefugnissen des Kaisers aufging. 

Diese Vorgänge sind bedeutungsvoll für die Entwicklung des Ver-
waltungsbegriffs in allen Zeiten und für seine Festlegung in der Gegen-
wart und den ihr unmittelbar vorausgehenden Perioden. 

b) Ä l t e r e r J u s t i z s t a a t 
Anderseits genügt ein Rückgriff bis zum Beginn der Neuzeit, um zu 

einer für die Gegenwart ausreichenden Klärung zu kommen. Das Reichs-
recht dieser Zeit sieht die Gesetzgebung als einen Bestandteil der Staats-
gewalt an, der nur mit Zustimmung des Volkes, praktisch der an seine 
Stelle getretenen meliores terrae, also späterhin der Reichsstände, ange-
wandt werden kann. Seit dem Westfälischen Frieden erwarben die Reichs-
stände in weitem Umfang die Landeshoheit und schrieben sich ein Koim-
perium zu, so daß sie für sich nicht nur ein Zustimmungsrecht an den 
Reichsgesetzen, sondern Anteil an ihrem Erlaß in Anspruch nahmen. 
Dementsprechend traten auch die Verwaltungsbefugnisse der Zentral-
gewalt immer mehr in den Hintergrund. Wo überhaupt seit dem 16. Jahr-
hundert noch von Reichs wegen verwaltet wurde, geschah das durch 
die Reichskreise und durch die Landeshoheit im Auftrage des Reichs1). 
Wie auf vielen anderen Gebieten traten auch hier die einzelnen Terri-
torien an seine Stelle. In ihnen bestand zunächst noch eine in etwa den 
Verhältnissen im Reich parallel laufende Mitwirkung der Stände in allen 
Staatsangelegenheiten, insbesondere der Gesetzgebung. Die Stellung der 
Landesherren wurde jedoch auf dem Gebiet der inneren Verwaltung 
ständig stärker. Von nicht zu unterschätzender Wichtigkeit waren die 
Lehren der Reformatoren, die durch äußere Ereignisse gezwungen wurden, 
die kirchliche Organisation mehr und mehr in den Staat einzubauen. 
Sie gewannen dadurch an der Existenz des Staates in seiner jeweiligen 
Form ein vitales eigenes Interesse. Seine Rechtfertigung ergab sich aus 
der Erfüllung seiner Pflichten ihnen gegenüber, weshalb der Paulinische 
Satz, daß alle Obrigkeit von Gott stamme, eine bis dahin nicht gekannte 
Bedeutung erlangte. Die Landesherren begannen, sich als Träger der 
ihrer Ansicht nach unveräußerlichen und unteilbaren Staatsgewalt zu 
betrachten. Sie hielten sich für verpflichtet, alles dasjenige anzuordnen 

i) Vgl. z. B. Ordnung und Reformation guter Polizei von 1530, Tit. 23 ff. 
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und, um ein damals aufkommendes Wort zu gebrauchen, zu verordnen, 
was für die irdische Glückseligkeit und das himmlische Seelenheil der 
Untertanen erforderlich schient), ohne sich dabei an das ständische 
Gesetzgebungsverfahren zu halten. 

Für den einzelnen Staatsbürger und seine Angelegenheiten war es 
— wenigstens zunächst — von nicht allzu erheblicher Bedeutimg, durch 
welche Stelle eine ihn betreffende Maßnahme des Staates erging. Denn 
die um diese Zeit in Praxis und Theorie zur Herrschaft gelangende Auf-
fassung ging davon aus, daß die Beziehungen zwischen der öffentlichen 
Gewalt und den einzelnen Bürgern durch die Entscheidung ordentlicher 
Gerichte zu regeln seien. Diese Auffassung ist maßgeblich für die Staats-
form, die als älterer Justizstaat bezeichnet wird. Da die Anfänge des 
Systems in Deutschland mit dem Beginn der territorialen Staaten zu-
sammenfielen, konkurrierten von vornherein mehrere Gerichte unter-
einander. Es bedeutete zunächst noch einen Sieg der zentralen Reichs-
leitung, als 1495 die Einsetzung eines R e i c h s k a m m e r g e r i c h t s 
gelang. Dieses Gericht, das seinen Sitz in Frankfurt, später in Speyer, 
seit 1693 bis zu seinem Ende im Jahre 1806 in Wetzlar hatte, stand über 
den territorialen Gerichten. Es konnte Streitigkeiten zwischen reichs-
unmittelbaren oder reichsmittelbaren Gewalten erledigen, aber auch 
Meinungsverschiedenheiten zwischen Behörden und Untertanen klären. 
Gegenüber den Landesgerichten hatte das Reichskammergericht den 
Vorzug der U n a b h ä n g i g k e i t v o n l a n d e s h e r r l i c h e n 
B e f e h l e n . Außer dem Reichskammergericht konnte für gewisse 
Fälle der einige Zeit später begründete R e i c h s h o f r a t in Wien 
angerufen werden. 

Die prozessuale Form für die Austragung von Meinungsverschieden-
heiten für die öffentliche Verwaltung ist nur denkbar bei einer entsprechen-
den Ansicht über die öffentliche Gewalt. Die S t a a t s g e w a l t und 
überhaupt die öffentliche Gewalt wird hiernach nicht als Einheit an-
gesehen. Man kennt keine Einheit des Imperiums. Sie ist vielmehr eine 
S u m m e d e r v o n F a l l zu F a l l v o m I n h a b e r z u b e w e i -
s e n d e n H o h e i t s r e c h t e oder R e g a 1 ien2). Diesen Regalien 
stehen die ebenfalls zu beweisenden w o h l e r w o r b e n e n R e c h t e 
(jura quaesita) der Untertanen gegenüber. Lange Zeit sind alle Arten 
von Rechten grundsätzlich gleichberechtigt. Immer häufiger aber wird 
das Vorliegen eines S t a a t s n o t r e c h t s (jus emines) anerkannt, 
welches den Landesherren allmählich ein tatsächliches Ubergewicht ver-

i) Glerke, Genossenschaftsrecht I, S. 536. 
i) Z. B. Fütter, Institutlones, 5 223; Moser, Landeshoheit, S. 390 ff. 
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leiht. Es entspricht allerdings justizstaatlichem Denken, such demjenigen, 
der einem jus emines weichen muß, eine E n t s c h ä d i g u n g zuzu-
billigen. 

Beispiel: W i l d f a n g r e c h t d e r K u r p f a l z . 
Im Mittelalter kam der Fremde, der irgendwo zuzog, unter die neue Grund-
herrschaft. Sie „fing den Wilden", d. h. den Fremden, ein. Bei dem meist 
herrschenden Menschenmangel hatte jede Grundherrschaft ein Interesse 
an recht regem Zuzug. Zuständig war regelmäßig die örtliche Herrschaft 
des Zuzugsoites. In diesen allgemeinen Rechtszustand schnitt ein Sonder-
recht der Kurpfalz ein. Der Kurfürst von der Pfalz behauptete seit dem 
Beginn des 15. Jahrhunderts ein ihm zustehendes Wildfangrecht auch für 
die seinem Land benachbarten Gebiete anderer Territorien. Diese zunächst 
unsicheren Rechtsansprüche wurden durch kaiserliches Privileg vom 
3. 9. 1518 bestätigt. Wie nicht anders zu erwarten, führte das zu ständigen 
Reibereien mit den Nachbarn. Zu Beginn des 17. Jahrhunderts erhob die 
Reichsritterschaft am Rhein und in Franken Klage vor dem Reichskammer-
gcricht, weil der Kurfürst von der Pfalz in ihren Gebieten sich widerrechtlich 
die Gerichtsbarkeit angemaßt habe. Im Lai^fe des Prozesses wurden von 
den Parteien die Gutachten namhafter Juristen produziert. So berief sich 
z. B. Kur-Mainz auf ein Gutachten von Johann Heinrich Boeder, die Kur-
pfalz auf ein solches von Samuel Pufendorf. Das Reichskammergericht kam 
nicht zu einer Entscheidung. Vielmehr wurde der Streit im Jahre 1C67 
entschieden durch ein französisch-schwedisches Schiedsgericht, dessen Zu-
ständigkeit zwar der Kaiser bis zuletzt bestritt, auf welches sich aber die 
beteiligten deutschen Höfe geeinigt hatten '). 

Von vornherein war es unmöglich, sämtliche Angelegenheiten der 
öffentlichen Verwaltung vor ordentliche Gerichte zu bringen. Ein Teil 
schied sofort aus und unterlag nicht der richterlichen Nachprüfung. 
Diese Angelegenheiten waren die R e g i e r u n g s s a c h e n im Gegen-
satz zu den J u s t i z s a c h e n , die durch die ordentlichen Gerichte 
nachprüfbar waren. Die Grenze ist flüssig und häufig Gegenstand lang-
wieriger Prozesse. 

Allmählich aber verschob sie sich auch hier immer mehr zugunsten 
der Regierungssachen. Die Stellung der Landesherren wurde, gestützt 
auf ihre nunmehr religiös fundierte Berufung, sodann infolge der mit 
der Neuzeit beginnenden naturrechtlichen eudämonistischen Anschauung 
vom Staatszweck immer stärker2). Die Aufgaben, die vom Staat nach 
dieser Ansicht zu erledigen waren und die automatisch infolge der größeren 
Kompliziertheit der allgemeinen Lebensverhältnisse allmählich immer 
umfangreicher werdenden Eingriffe der Allgemeinheit in den Lebensbereich 

') Einzelheiten bei Stammler, Deutsches Rechtsleben, s. 242 ff. 
*) Mayer, Deutsches Verwaltungsrecht I, S. 27 ff. 
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des einzelnen wurden vom L a n d e s h e r r n erledigt. Da so seine 
Aufgaben und Rechte sich an dem Staatszweck maßen, lag es nahe, daß 
er sich nun umgekehrt auf die salus publica berief, um von ihm behauptete 
Rechte, die häufig in der Form von jura eminentes auftraten, ausüben 
zu können. Das geschah dann allmählich unabhängig davon, ob seine 
Anordnungen der bisherigen Rechtslage und den bisher bestehenden 
Rechten widersprachen oder nicht. 

c) A b s o l u t e r S t a a t 
So kam schließlich seit dem beginnenden 17. Jahrhundert die g e -

s a m t e S t a a t s g e w a l t i n d i e H a n d d e s L a n d e s h e r r n , 
der zum absoluten Monarchen wurde. Damit verschwand jeder materielle 
und organisatorische Unterschied zwischen einzelnen Staatsmaßnahmen. 
Der absolute Monarch war für alles verantwortlich, ihm war alles ver-
antwortlich. Er regierte, verwaltete, setzte Recht und sprach Recht nach 
den Richtlinien und in den Formen, die ihm geeignet erschienen. Die 
herrschende naturrechtliche Theorie unterbaute diese Stellung des Lan-
desherrn, „da nach Naturrecht und allgemeinem Staatsrecht eigentlicher 
und ordentlicher Weise nur Regent und Untertan existieren"1). Als Grund 
für die Entstehung eines solchen Verhältnisses nahm diese Lehre einen 
S t a a t s g r ü n d u n g s v e r t r a g an, für den das Volk dem Fürsten 
alle Befugnisse, deren er zur Förderung der allgemeinen Wohlfahrt bedarf, 
übertragen hatte. Es ist ,,principium, daß ein Landesherr alles dasjenige 
tun kann, was zum gemeinen Besten und zur Wohlfahrt des Landes 
gereicht". Dann muß er aber auch volle Berechtigung auf diesem Gebiet 
haben derart, „daß kein subditus sich hierbei eines begründeten juris 
contra dicendi anmaßen kann"2). Die wohlerworbenen Rechte wurden 
dadurch bedeutungslos, denn jedes derartige Recht mußte weichen, 
„sobald es mit der Wohlfahrt des ganzen in Collision kömmt und aus 
diesem Grunde die Aufhebung desselben notwendig wird"3). 

In dem jus emines geht sowohl die früher noch davon unterschiedene 
Gesetzgebung (jus legis constituendae) als auch die oberste Rechtspre-
chungsgewalt auf. Alle Rechte und Pflichten des Staates gegen seine 

i) PUtter, Beyträge I, S. 165. Es wurden aber auch, Insbesondere aus Süd-
deutschland stammende, Gegenstimmen laut, z. B. Moser, Von der teutschen 
Kelchstände Landen, 9 1187: „Welter bedient man sich schon Jetzt als einer Uni-
versal-Staatsmedlzln des Grundes: Das Beste und die Erfordernis des Staates Ist 
das höchste und oberste Gesetz, welches allen anderen Gesetzen, Verträgen, Frei-
heiten, Herkommen und Verjährungen derogiert und den Regenten berechtigt, 
das Nötige zu verfügen, die Verträge und Privilegien wieder aufzuheben." 

i) v. Cramer, Wetzlarische Nebenstunden, 13. Teil, S. 1 ff., 87 ff. 
<) Gönner, Staatsrecht, S. 775. 
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Bürger und Schutzverwandten vereinigen sich in dem Oberhaupt des-
selben. Das Recht, Gesetze und die allgemeinen Polizeiverordnungen zu 
geben, dieselben wieder aufzuheben und Erklärungen darüber mit Ge-
setzeskraft zu erteilen, ist ein Majestätsrecht (pr.ALR. §§ 1, 6, II, 13). 

Die G e s e t z g e b u n g wird nur innerhalb des Behördenapparates 
von der ü b r i g e n V e r w a l t u n g s t ä t i g k e i t unterschieden, 
indem man bestimmte Gegenstände als in einem besonderen Verfahren 
zu regeln bezeichnet*). Als Gesetz versteht man dabei eine „Verordnung, 
durch welche die besonderen Hechte des Bürgers bestimmt oder die ge-
meinen Hechte abgeändert, ergänzt oder erklärt werden sollten" (Einl. 
pr. ALR. § 7). 

Auch die Rechtsprechung ist lediglich aus Gründen der Zweckmäßig-
keit und Arbeitsteilung auf besondere Gerichtsbehörden übertragen, 
so z. B. für Brandenburg-Preußen durch ein Reglement von 1749, wonach 
„regulariter alle Prozeßsachen, welche das Interesse privatim vel jura 
partium quarum interest betreffen, bei denen jedenorts bestellten ordent-
lichen Justizcollegies verordnet und dediziert werden müssen." Aber 
jederzeit besteht bei dieser Kabinettsjustiz die Möglichkeit des Eingriffs 
des Fürsten durch einen M a c h t s p r u c h . 

Beispiel: F a l l d e s W a s s e r m ü l l e r s A r n o l d i n d e r N e u m a r k . 
Christ. Arnold, Pommerzig-Neumark hatte von seinem Vater eine Erb-
mühle, die seit langem im Besitz der Familie Arnold war, gekauft. Als Erb-
besitzer mußte er an die gebietende Herrschaft, den Grafen von Schmettau, 
Pacht zahlen. Hierzu war er seiner Behauptung nach seit 1771 nicht mehr 
in der Lage, weil sein Nachbar, der Landrat von Gersdorf, der am Oberlauf 
des Wassers, welches die Mühle trieb, ein Gut besaß, Wasser zum Teil für 
sich gebrauchte und damit den regelmäßigen Lauf der Mühle verhinderte. 
1779 mußte der Müller zwangsräumen, nachdem das Gericht zu Gunsten 
des Verpächters Schmettau entschieden hatte mit dem Hinweis, daß Arnold 
sich an den Landrat von Gersdorf halten müsse. Der Ersteher überließ die 
Mühle von Gersdorf, der sie an einen Dritten weiterverkaufte. Nach längeren 
Verhandlungen vor den Verwaltungsbehörden verklagte Arnold darauf von 
Gersdorf mit dem Antrag auf Wiedereinräumung der Mühle. Er machte 
verschiedene Klagegründe geltend, verlor aber auch diesen Prozeß mit 
einer kleinen Ausnahme in erster Instanz (Neumärkische Regierung, Urteil 
vom 28. 10. 1779). I n das darauf von Arnold eingeleitete Rechtsmittel, 
verfahren vor dem Kammergericht in Berlin griff der König ein. Er verwies 
die Sache nochmals an die Neumärkische Regierung. Wiederum entschied 
diese zu Ungunsten des Müllers aus den gleichen Gründen wie bisher. Das 
Kammergericht bestätigte als nächste und höchste Gerichtsinstanz dieses 
Urteil. Als es sich auf Vorhalt des Königs weigerte, seinen Standpunkt zu 

>) Wenzel, Der Begriff des Gesetzes, S. 14 ff., führt das Im einzelnen aus. 
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ändern, erließ dieser am 11. 12. 1779 Kabinettsordres, wodurch die Er-
öffnung eines Strafverfahrens gegen die beteiligten Richter befohlen wurde. 
Durch Machtspruch vom 3.1.1780 verurteilte der König darauf die Kammer-
gerichtsräte, die an dem Urteil mitgewirkt hatten, zu Festungshaft. Schon 
am 20. 12.-1779 hatte Arnold seine Mühle wiederbekommen. Er erhielt 
weiterhin Schadensersatz, der von den verurteilten Richtern zu zahlen war ')• 

d) R e c h t s s t a a t 
Die deutsche Rechtslehre konnte angesichts der alles beherrschenden 

Praxis des absoluten Staates keine seiner Ansicht entgegengesetzte Auf-
fassung entwickeln. Es fehlt zwar nicht an einzelnen Versuchen, die ein-
heitliche Staatsgewalt ihrem verschiedenartigen Inhalt gemäß aufzu-
spalten2). Im allgemeinen aber hatte sich das N a t u r r e c h t des 
18. Jahrhunderts m i t d e n h e r r s c h e n d e n Z u s t ä n d e n a u s -
g e s ö h n t . 

aa) Der Anstoß zur weiteren Entwicklung kam vom A u s l a n d . 
Er wirkte aus verschiedener Richtung und ist mit den Namen Locke, 
Montesquieu und Rousseau verknüpft. 

John L o c k e hat die Entwicklung eines seit Jahrhunderten an-
dauernden Kampfes zwischen Krone und Parlament in England vor 
Augen, der durch die glorreiche Revolution von 1688 vorerst mit einer 
Zuständigkeitsbegrenzung beider Mächte beendet war. Bis dahin konnte 
der K ö n i g ordonnances und proclamations ohne und statutes mit 
Zustimmung der Stände erlassen3), wodurch er weitgehend diejenigen 
Aufgaben, die wir als V e r w a l t u n g s m a ß n a h m e n bezeichnen, 
unabhängig vom Parlament erledigte oder hinsichtlich welcher er, ge-

i) Eingehende Schilderung und Würdigung dieses Falles bei Stammler, Deut-
sches Rechtsleben I, S. 413 ff. 

t) So forderte z. B. Althuslus zu Beginn des 17. Jahrhunderts für das ganze 
große Gebiet der Staatstätigkeit, das wir heute Verwaltung nennen, feste Regeln, 
die es von der sonstigen Staatstätigkeit trennen. — Glerke, Althuslus, S. 20 ff. — 
Hugo Grotlus, De jure belli ac pacls 1. I, c. III, VI, 2, stellt In Anlehnung an die 
aristotelische Einteilung die Gesetzgebung als die auf das Allgemeine gerichtete 
Funktion der auf Erledigung der Einzelangelegenheiten gerichteten Staatstätlg-
kelt gegenüber. Von dieser, zerfallend in die äußere und die Finanzverwaltung, 
unterscheidet er dann noch die auf das dominium gerichtete richterliche Tätig-
keit. Pufendorf, De Jure naturae et gentium, VII, spricht von verschiedenen 
Gewalten im Staat, einer potestas legislatoria, potestas poenas sumendl, potestas 
Judlclaria, potestas belli et pacls ldemque foederum ferlendorum. Sie sind 
Jedoch nicht partes potentlales und können nicht durch verschiedene Staatsorgane 
ausgeübt werden nisl regularls forma civitatis corrumpatur et irreguläre corpus 
resultet, male flrmo dumtaxat pacta cohaerens. Es bleibt also auch bei ihm bei 
der einheitlichen Staatsgewalt. 

•) Gnelst, Englische Verfassungsgeschlchte, S. 378; Hatschek, Engl. Verfassungs-
geschichte, S. 386. 



14 1. Kapitel: Begriff der Verwaltung 

stützt auf die sogenannte P r ä r o g a t i v e , Gesetze erließ. Durch die 
bill of rights vom Dezember 1689 wurde die neue alleinige Zuständigkeit 
des Parlaments für die Gesetzgebung festgelegt. Die Prärogative wurde 
wesentlich eingeschränkt. Diese Schwankungen veranlaßte die englische 
Staatsrechtslehre, die G r e n z e z w i s c h e n G e s e t z g e b u n g s -
t ä t i g k e i t d e s P a r l a m e n t s u n d v e r w a l t e n d e r T ä t i g -
k e i t d e r K r o n e i n e i n S y s t e m zu bringen. 

Locke1) stellte dabei in seiner Theorie den König weit freier, als er 
es in seiner Zeit in Wirklichkeit war2). Er unterscheidet d r e i G e w a l -
t e n i m S t a a t , die g e s e t z g e b e n d e , die v o l l z i e h e n d e und 
die f ö d e r a t i v e . Die erste ordnet an, wie die Kräfte des Staates ver-
wendet werden können zur Erhaltung der Gesellschaft und ihrer Glieder, 
die zweite verwirklicht die Gesetze und bewahrt ihre Kraft, die dritte 
(federative power) entscheidet über Krieg und Frieden, Bündnisse und 
sonstige Staatsverträge. Organisatorisch sind die beiden letzten am besten 
in einer Hand vereinigt, während die erste von ihnen getrennt ist. Die 
g e s e t z g e b e n d e G e w a l t steht als die h ö c h s t e d e m V o l k 
zu. Die beiden anderen sind ihr g r u n d s ä t z l i c h u n t e r g e o r d -
n e t . T r o t z d e m aber besitzt die v o l l z i e h e n d e G e w a l t 
e i n e e i g e n e p o l i t i s c h e E x i s t e n z . Locke vertritt mit aller 
Entschiedenheit den Standpunkt, daß eine königliche P r ä r o g a t i v e 
nötig sei. Da die Gesetze doch nicht alle Einzelheiten voraussehen können, 
soll der König die tatsächliche Macht, die in seiner Hand liegt, im öffent-
lichen Interesse without a rule anwenden können3). Die auf Grund seiner 
Prärogative festgelegten Sonderbestimmungen treten dann s e l b s t ä n -
d i g n e b e n d a s G e s e t z und füllen den Raum aus, den es freigelassen 
hat. Der Grundsatz von der Vorherrschaft der Gesetzgebimg wird für 
alle Fälle zugunsten der Exekutive durchbrochen, für die der Gesetzgeber 
keinen Gebrauch von seinen Rechten gemacht hat. V e r w a l t u n g i s t 
d e m n a c h m e h r a l s b l o ß e V o l l z i e h u n g d e r G e s e t z e * ) . 

1) On civil goverment. 
2) Geschichtlich gesehen ist das ein Rückschlag gegen die Machtsteigerung 

und Übergriffe des Langen Parlaments, vgl. lnsbes. §§ 135 ff. 
' ) § 160 Since in some goverments the law making pover is not always In 

being and Is ussually too numerous, and too slow for the dispatch requisite to 
provide for all accidents and necessities that may concern the public, to make 
such laws as wich do no harm, if they are executed with an inflexible rigour on 
all occasions and upon all persons that may come In their way; therefore there 
13 a latitude lef t to the executive power, to do many things of choice which the 
laws do not prescribe. 

Eine eingehende Schilderung der Lehre Locke findet sich bei G. Jellinek, 
Gesetz und Verordnung, S. 64 ff, die allerdings teilweise In Wirklichkeit darin 
nicht enthaltene Gedanken der konstitutionellen Doktrin hinein Interpretiert . 
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Für den F r a n z o s e n M o n t e s q u i e u , der weitgehend auf den 
Arbeiten von Locke fußt, war die Gefahr eines Übergriffes der Parlaments-
herrschaft noch niemals in den Bereich der Wirklichkeit getreten. So 
wendet sich seine Lehre zunächst gegen das absolute Königstum1). Wie 
in der absoluten Monarchie üblich, bestanden zwischen den einzelnen Arten 
der Willensäußerung des Königs nur interne Verwaltungsunterschiede. So 
war die Eintragung (enregistrement) der königlichen Verordnungen 
durch die formell unabhängigen alten Gerichtshöfe, die Parlamente, in 
ein Protokoll nötig, wenn diese ordonnances die Gerichte verpflichten 
sollten. Bei Widerstreben der Parlamente konnte der König die Ein-
tragung jedoch befehlet). Anderseits aber gelang es den Parlamenten 
oft, auch über die Leute des Königs Gewalt zu bekommen und deren 
Amtstätigkeit durch Urteile zu kontrollieren. Alles das führte zu für 
die Bürger nachteiligen Unklarheiten3). Montesquieu wandte sich des 
halb auch gegen Übergriffe der Parlamente. Im Ergebnis fordert er die 
scharfe T r e n n u n g d e r G e s e t z g e b u n g v o n d e r G e s e t z e s -
a n w e n d u n g1). Die Gewalten sollten sich das Gleichgewicht halten. 
Pour qu'on ne puisse abuser du pouvoir, il faut que, par la disposition 
des choses, le pouvoir arrête le pouvoir. Diese beiden Gewalten müssen 
unter allen Umständen o r g a n i s a t o r i s c h g e t r e n n t werden. 
Nach der Trennung jedoch kann von einer i n h a l t l i c h e n G l e i c h -
b e r e c h t i g u n g n i c h t m e h r d i e R e d e sein. Die g e s e t z -
g e b e n d e G e w a l t wird ohne nähere Erklärung und infolgedessen 
etwas vage als der a l l g e m e i n e W i l l e bezeichnet. Die E x e k u -
t i v e ist nichts anderes als die V o l l z i e h u n g d i e s e s W i l l e n s 
und so notwendigerweise d e r L e g e s l a t i v e u n t e r g e o r d n e t , 
n'étant l'un que la volonté genérale de l'état, et l'autre que l'exécution 
de cette volonté générale. Von der Prärogative des Königs oder einer 
sonstigen Gesetzgebung einer Staatsstelle außerhalb des Parlaments wird 
niemals gesprochen. In gewissem Umfang baut Montesquieu die richter-
liche Gewalt (pouvoir de juger) in die Staatstätigkeit ein, die Locke als 
executive power bezeichnete. Der Gedanke von der inhaltlichen U n -
s e l b s t ä n d i g k e i t d e r v o l l z i e h e n d e n G e w a l t wurde 
durch die wissenschaftlichen Nachfolger Montesquieu's mit aller Schärfe 
herausgearbeitet^). 

i) Pietsch, s . 1 fr. 
») Richard Schmidt , Al lgemeine S taa t s lehre II , S. 660 fr. 
') Ot to Mayer , Theor i e des f ranzös ischen Verwal tungsrech ts , S. ST ff. 
') De l ' espr i t des lois, 1.11, c 6. 
•) Vgl. z. B. Delolme, La Consti tution d 'Angle te r re , Pa r i a 1771. 
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R o u s s e a u setzt sich für das konträre Gegenteil der absoluten 
Monarchie ein, die absolute Volkssouveränität. Er lehnt jede Gewalten-
teilung ab und erhebt die innere und äußere E i n h e i t d e r S t a a t s -
g e w a l t wiederum zum leitenden Prinzip. Diese Staatsgewalt soll beim 
Volke liegen, dessen Wille die Quelle aller staatlichen Anordnungen ist. 
R e g i e r u n g u n d V e r w a l t u n g eind nur dazu da, den W i l l e n 
z u v o l l z i e h e n und dem einzelnen Bürger zu vermitteln1). Ihre 
untergeordnete Stellung führt dazu, daß sie lediglich Anordnungen in 
Einzelfällen treffen können. So taucht hier die alte aristotelische Auf-
fassung wieder auf, wonach der Gesetzgeber sich abstrakt mit allgemeinen 
Tatbeständen befaßt, während die Verwaltung nur den konkreten Einzel-
fall regelt. Nach Rousseau verhält sich die Gesetzgebung zur Verwaltung 
wie der menschliche Wille zu der menschlichen Tat. Der Vergleich 
wird von ihrn wörtlich genommen. 

bb) Die d e u t s c h e E n t w i c k l u n g der Zeit des K o n s t i t u -
t i o n a l i s m u s steht deutlich unter dem Einfluß dieser drei Auf-
fassungen. 

Die geringsten Folgen hatten die Gedanken Rousseaus. Entgegen 
seiner Auffassung wurde die G e w a l t e n t e i l u n g , zunächst zwar 
nur weitgehend auf dem Papier, nach 1848 allmählich aber auch tatsäch-
lich wenigstens grundsätzlich durchgeführt. Sein Gedanke, daß die Ver-
waltung nur konkrete Einzelfälle regeln dürfe, setzte sich trotz einer 
erheblichen Anhängerschaft auf die Dauer ebenfalls nicht durch?). 

Die k o n s t i t u t i o n e l l e P r a x i s u n d L e h r e s c h l o ß 
s i c h zu Beginn des 19. Jahrhunderts, wenn sie überhaupt eine Gewalten-
trennung annahm, an L o c k e an. Das monarchische Prinzip hatte 
sich, gestützt vor allem auf Art. 57 der Wiener Schlußakte vom 

1) Contrat social 1. III, c. 1: Qu'est ce donc que le gouvernementT Un corps 
intermédiaire établi entre les sujets et le souverain pour leur mutuelle corres-
pondance, chargé de l'exécution des lois et du maintien de la liberté tant civile 
que politique. 

2) Den Standpunkt, daB Allgemeinheit ein wesentliches Merkmal des Ge-
setzes sei, vertreten: von Rönne, Staatsrecht der preußischen Monarchie, I, 
S. 327 ff.; Jherlng, Zweck Im Recht I, S. 327 ff.; G.Meyer, Der Begriff des Redits, 
in: Grünhuts Zeitschrift Bd. 8 (1881), S. 157; Meyer-AnschUtz, Lehrbuch des Deut-
schen Staatsrechtes 1914 (7. Aufl.), S. 27; O. Mayer, Deutsches Verwaltungsrecht I, 
S. 77 ff; W. Jelllnek, Gesetz, Gesetzesanwendung, S. 139. — Die Lehre hat ihre 
geschichtliche Grundlage im Kampf der Aufklärung gegen den fürstlichen Abso-
lutismus. An die Stelle des persönlichen Befehls soll die generelle unverbrUch-
Uche Norm treten. Diese Idee hatte schon in der hochmlttelalterllChen schola-
stischen Auffassung vom Gesetz als Ausfluß der göttlichen Vernunft und Gerech-
tigkeit Ausdruck gewonnen; näheres vgl. Scheuner, Gesetz und Einzelanordnung, 
S. 197. Seit dem Ende des 19. Jahrhunderts wurde sie allmählich zugunsten der 
nun herrschenden Ansicht verlassen. 
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15. Mai 1820, der den Monarchen als Träger der gesamten Staatsgewalt 
bezeichnete, in Deutschland wiederum durchgesetzt. Danach war Regie-
rung, Verwaltung und Gesetzgebung in der Hand des Monarchen ver-
eint. Ein Unterschied gegenüber der Zeit des Absolutismus bestand nur 
darin, daß die territorialen S t ä n d e im gewissen Umfang ein M i t -
b e s t i m m u n g s r e c h t b e i d e r G e s e t z g e b u n g hatten. Art. 
13 der Deutschen Bundesakte vom 8. Juli 1815 ordnete an: „In allen 
deutschen Staaten wird eine landständische Verfassung stattfinden." 
Die Landstände sollten bei der Gesetzgebung mitwirken. Als G e s e t z 
faßte man im Anschluß an die Kodifikationen der Zeit der absoluten 
Monarchie und unter Hinweis auf die Lehre von Locke und seiner Nach-
folger a l l e E i n g r i f f e in F r e i h e i t u n d E i g e n t u m d e r 
B ü r g e r aufi). 

Dieser Begriff ist jedoch derartig ungenau, daß schon die Grundlage 
des Mitwirkungsrechts der Landstände unsicher war. Zudem war es den 
einzelnen Verfassungen, die nach dem Befreiungskrieg erlassen wurden, 
anheimgegeben, in welchem Umfang sie die Stände beteiligen wollten. 
In manchen Staaten war ihre Wirksamkeit auf ein konsultatives 
Votum beschränktz). Nur wenige Verfassungen bestimmten, daß ein 
Gesetz, eben ein Eingriff in Freiheit und Eigentum der Bürger nicht 
ergehen dürfe, wenn die Landstände nicht zuvor zugestimmt hatten3). 
J e d e a n d e r e S t a a t s t ä t i g k e i t war, sofern sie nicht als Justiz 
aufgefaßt wurde, V e r w a l t u n g , die der Monarch unbeschränkt 
ausübte. 

Ein großer Teil des Schrifttums begleitete diese Entwicklung erklärend 
ohne Widerspruch, ohne insbesondere auf die völlige Ignorierung der 
französischen und englischen Vorbilder aufmerksam zu machen*). Die 

1) Die Freihelts- und Eigentumsklausel taucht zunächst bei Locke auf, nach 
dessen Ansicht der Staat den Zweck hat, Freiheit und Eigentum des Bürgers zu 
schützen (On civil goverment § 127, ferner 9$ 149, 227 ff). Die Formel mag dann 
über die englischen Kolonien In Amerika nach Frankreich gelangt sein und von 
dort nach Deutschland. Hier Interessierte sicäj vor allem Justus Möser dafür. 
Aber auch die Gesetze der aufgeklärten Monarchie sind davon beeinflußt, z. B. 
t 7 Elnl. pr. ALR. stein führte den Begriff dann wörtlich in die nassauische Ver-
fassung vom 1./2. 9. 1814 ein. Sein weitergehender Versuch, eine allgemeine 
Einführung der Klausel In alle Verfassungen zu erreichen, scheiterte an dem 
Widerstand Österreichs. So ist die Klausel nur In einigen Verfassungen anzu-
treffen. Näheres vgl. Rosin, Gesetz und Verordnung nach Badischem Staatsrecht, 
S. 53; Hubrlch, Die Entwicklung, S. 97 ff. 

2) z . B. Hann. Patent vom 7.12.1819; für Preußen: Provinzlalständegesetz vom 
5. 6. 1823. 

S) Z. B. Nassauische Verfassung vom 1./2. 9. 1814; Sachsen-Weimarer Grund-
gesetz vom 5. 5. 1816. 

«) Statt vieler: Weiß, Deutsches Staatsrecht, S. (72. 

2 Turegg, Lehrbuch des Verwaltungsrecbts 
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Lehre von der Gewaltenteilung wind von vielen ausdrücklich abgelehnt1). 
Andere begnügen sich mit der materiellen Unterscheidung von Gesetz-
gebung, Verwaltung und Rechtsprechung, belassen aber alle Tätigkeit 
in der Hand des Monarchen ohne irgendeine organisatorische Trennung2). 

Die Julirevolution von 1830 brachte den deutschen Staaten Ver-
fassungen, auch wo sie bisher noch nicht vorhanden waren. Als G r e n z e 
d e r V e r w a l t u n g im V e r h ä l t n i s z u r G e s e t z g e b u n g 
sah man immer noch die F r e i h e i t s - u n d E i g e n t u m s k l a u s e l 
an. So wurde die Gesetzgebung in ganz bestimmtem Rahmen aus der 
übrigen Staats- und Verwaltungstätigkeit herausgenommen3). Der Text 
dieser Verfassungen sagt im allgemeinen nicht klar und eindeutig, ob 
und in welchem Umfang eine Gewaltenteilung besteht. Aber innerhalb 
der Rechtslehre machte sich jetzt eine Strömung bemerkbar, die die 
bisher übliche Ablehnung der Montesquieu'schen Gedanken aufgab*). 
Dann tauchte aber sogleich die F r a g e auf, ob d i e V e r w a l t u n g 
nichts anderes sei als die Vollziehung der Gesetze oder ob sie n e b e n 
d e r R e c h t s e t z u n g g l e i c h b e r e o h t i g t s t e h e und ein von 
dieser Tinbeeinflußtes Gebiet beherrsche. 

Erst die Vorgänge der Zeit n a o h l 8 4 8 bringen in den Verfassungen 
ein klares Bekenntnis zur G e w a l t e n t e i l u n g . In den absolutistisch 
regierten Staaten, wie z. B. in Preußen, konnte das nur dadurch erfolgen, 
daß die bisher im wesentlichen unbeschränkte Regierungsgewalt des 
Königs durch eine gesetzgebende und eine rechtsprechende Gewalt be-
schränkt wurdet). Damit blieb aber im Zweifel oder bei angeblichen oder 
tatsächlichen Lücken im Gesetz der König zuständig. Die P r a x i s 
e n t s c h i e d s i c h so, wenn das auch nicht ausdrücklich zur Sprache 

i) A n d e r Spi tze Hegel , Phi losophie des Rechts, 5 272: Das P r i n z i p de r Ge-
w a l t e n t e l l u n g b r i n g t „teils fa l sche Bes t immung de r abso lu ten Se lbs tänd igke i t d e r 
G e w a l t e n gegene inander , teUs die Einsei t igkei t , Ihr Verhä l tn i s z u e i n a n d e r a l s 
e in Negat ives , a l s gegensei t ige Beschrankung . . . Mi t d e r Se lbs tänd igke i t d e r 
G e w a l t e n i s t d i e Z e r t r ü m m e r u n g des S taa tes u n m i t t e l b a r gesetzt .* Vgl. auch 
Are t ln -Rot teck , S taa t s rech t , S. 387; Maurenbrecher , S taa ts recht , S. 229. 

*) Are t ln -Ro t t edc S. 32. 
*) g 87 Sächs. Ver la s sung von 1831, g 95 Hessische Ver fas sung v o n 1831, 9 85 

H a n n o v . V e r f a s s u n g v o n 1853. 
*) Z u n e n n e n Ist h ie r auch Stahl , Phi losophie des Rechts H, S. 195: Die V e r -

w a l t u n g b e f a ß t s ich m i t a l l d e n Vorschr i f ten , d ie Bich auf d ie „öf fen t l i chen F u n k -
t i o n e n i m Geb ie t d e r Polizei , de r F inanzen , des MUltärs usw." bez iehen , S. 389. 
Sie se tz t k e i n Recht , s o n d e r n b a t n u r . d i e Le i tung der g e m e i n s a m e n Tä t igke i t 
f ü r Zwecke" . 
auf d ie s t enograph ischen Ber ich te d e r Session von 1889 d e r P r e u ß . 2. K a m m e r , 
S. 2119 ff. 

«) N ä h e r e s b e i Anschütz , Gegenwär t ige Theor ien , S. 10 ff. 
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kam, der Sache nach f ü r L o o k e g e g e n M o n t e s q u i e u . Die 
Überlegenheit der von Heer und Beamtentum getragenen Exekutive 
über die Legislative war unbestreitbar. 

Die L e h r e erfaßte diese Unterscheidung zunächst noch nicht klar, 
sondern begnügte sich mit der Beschreibung und Erklärung der Funk-
tionsteilung, wobei man großen Wert auf die v e r s c h i e d e n e Or-
g a n i s a t i o n legte1). Im Laufe der Zeit aber nahm sie eindeutig die 
Haltung der Praxis ein2). Für Lorenz von Stein ist nichts „unverstän-
diger, als von einer Unterordnqng der Vollziehung unter das Gesetz zu 
reden"3). Die von Arndt begründete Lehre vom selbständigen Verord-
nungsrecht, die jedoch nicht von der herrschenden Meinung übernommen 
wurde, vor allem aber die bis heute herrschende von Laband begründete 
Lehre vom Gesetz im formellen und materiellen Sinn dienen der Stütze 
dieser Ansicht4). 

Im Ergebnis wurde die so des Näheren festgelegte G e w a l t e n -
t e i l u n g d e r e i n e G r u n d s a t z d e s d e u t s c h e n R e c h t s -
s t a a t e s . (Vgl. Art. 20 Abs. 2 westd. GG.) 

cc) Damit im engen Zusammenhang steht der z w e i t e w i c h t i g e 
G r u n d s a t z , daß k e i n den Betroffenen belastender V e r w a 1 -
t u n g s a k t o h n e g e s e t z l i c h e G r u n d l a g e e r g e h e n darf®). 
„Der Staat realisiert die sittlichen Ideen nur in der Weise des B«chts."6) 
Dieser Grundsatz entspricht der gleichliegenden strafrechtlichen For-
derung: Nulla poena sine lege. Schon Montesquieu hatte sie erhoben, 

>) Ein ganz auffallendes Beispiel sind von diesem Gesichtspunkt aus die 
Darlegungen von Stahl. Er steht seinem Herzen nach völlig auf Selten der Mon-
archie. Infolgedessen sucht er der Regierung ein Gebiet zu reservieren, das frei 
Ist von dem Einfluß der Gesetzgebung und des Parlaments. .Das Wesen der 
eigentlichen Regierung aber Ist es, unabhängig vom Gesetz etwas Neues, Positives 
In freier schöpferischer Tätigkeit hervorzubringen, die Zustünde nach Zwecken 
zu fordern." (A. a. O. S. 195.) Trotzdem ist er derart beeinflußt von den liberalen 
Strömungen seiner Zelt, daß er an anderer Stelle dem Gesetz und der Gesetz-
gebung die unbedingte Herrschaft Uber die Verwaltung zugesteht. Auf alles das, 
was In die Rechtssphäre des Individuum eingreift, das .Rechtsverhältnis der 
Untertanenfreiheit gegenüber der Staatsgewalt", soll die Verwaltung und Regie-
rung keinen Einfluß haben (S. 385 ff). 

i) Die Ansicht, daß der König auf die Vollziehung der Gesetze beschränkt 
sei, vertritt noch Rönne, II, S. 366, als Ausnahme. 

>) Lorenz von Stein, Verwaltungslehre, I, S. 73, 
*) Näheres vgl. unten Kapitel 6. Audi heute noch wird dieser Standpunkt 

vertreten, vgl. z. B. Nebinger, Verwaltungsrecht, S. 2. 
*) Dieser Grundsatz Ist nicht auf das Verwaltungsrecht beschränkt, wie z. B. 

llerkl, Allgemeines Verwaltungsredit, S. 99 ff., richtig betont. Er ist aber auch hier 
von besonderer Bedeutung. 

•) Stahl, a .a .O. S. 13«. 
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wenn er meint, niemand dürfe zu Handlungen gezwungen werden, zu 
denen nicht das Gesetz verpflichtet. Der Grundsatz wurde dann später 
immer wiederholt1). Es genügt also nicht, die Berufung auf eine Anord-
nung der vorgesetzten Behörde, sondern als letztes Glied muß immer 
ein Gesetz vorhanden sein. Diese sogenannte G e s e t z m ä ß i g k e i t 
d e r V e r w a l t u n g 2) läßt sich in zwei Formen durchführen. Denk-
bar ist, daß der Gesetzgeber nur allgemeine gesetzliche Richtlinien gibt. 
Eine solche Regelung durch „Kautschukbestimmungen" kann möglicher-
weise den einzelnen Dienststellen zu viel Freiheit lassen. 

Beispiel: 
Art. 48 WRV. § 10, II, 17 pr. ALR.; § 14 pr. PVG. von 1931. 

Die andere Lösungsmöglichkeit ist die der erschöpfenden enumerativen 
Aufzählung von Tatbeständen, welche durch die Verwaltung zu regeln 
sind. 

Beispiel: 
So vorwiegend in Süddeutschland: Bad. Polizeistrafgesetzbuch vom 31. 10. 
1863, Bayr. Polizeistrafgesetzbuch vom 26. 12. 1871, Württ. Polizeistraf-
gesetzbuch vom 27. 12. 1871. 

Alle Verwaltung ausübenden Stellen haben selbst darüber zu wachen, 
daß sie nur nach den in der gesetzlich vorgeschriebenen Form veröffent-
lichten staatlichen Willensakten handeln. Sie müssen also alle Verwaltungs-
vorschriften einschließlich der Gesetze auf ihre Rechtsmäßigkeit prüfen3). 

In der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung enthalten ist die Notwendig-
keit g l e i c h e r B e h a n d l u n g sämtlicher Gewaltunterworfenen. 
Dieser Grundsatz der Gleichheit setzt in der Verwaltung nicht nur Gleich-
heit der Rechtslage, sondern auch Gleichheit der tatsächlichen Voraus-
setzungen voraus4). 

i) Manche treten mit Entschiedenheit für diesen Grundsatz ein, so z. B. 
Jellinek, Verwaltungsrecht, s. 83. Andere machen geltend, daß sich die Verwal-
tungspraxis doch niemals In vollem Umfange danach richte, so z. B. Peters, 
Grenzen der kommunalen Selbstverwaltung, s. 225 fr. 

«) „Die Gesetzmäßigkeit der Verwaltung macht das Wesen des Rechtsstaates 
aus - — BadVGH. In: Ztschr. f. bad. Verw. 1927, 111; 1928, 38. — Art. 64 Abs. EWVRO: 
„Verwaltungsakte, die von einem einzelnen ein bestimmtes Tun, Dulden oder 
Unterlassen fordern, sind nur auf Grund einer Ermächtigung durch Rechtsvor-
schrift zulässig." — Das Recht der Abgabenerhebung im weitesten Sinn kann nur 
durch Gesetz begründet werden. — Bayr. VGH. 50,171. — Art. 28 westd. GG. 

») Jellinek, Gesetz und Verordnung, S. 410. — Wegen des Nachprüfungsrechts 
des Verwaltungsrichters vgl. unter S. 261. 

«) Bayr. VGH. 50, 23, Pr. OVG. 76, 122 (Unterschiedliche Behandlung der Be-
kenner verschiedener Religionen ist unzulässig); 80, 42. — Von der Gleichheit v o r 
dem Gesetz, einer verwaltungsrechtlichen Frage, Ist zu unterscheiden die Gleich-
heit 1 m Gesetz, einer staatsrechUicben Frage; vgl. Kontrollratsgesetz Nr. 2. 
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e) N e u e r J u s t i z s t a a t 
Gleichzeitig mit der Gesetzgebung wurde in Deutschland die R e c h t -

s p r e c h u n g e n d g ü l t i g v o n d e r R e g i e r u n g g e l ö s t . 
Nachdem sie vorher ein durch besondere Verwaltungsvorschriften kenntlich 
gemachter Zweig der Regierung war, wurde sie um die Mitte des 19. Jahr-
hunderts zur selbständigen Staatsfunktion. Die organisatorische Trennung 
war nichts Neues, da es Gerichte immer schon gegeben hatte. Neu war die 
gegenständliche Trennung, wonach das Staatsoberhaupt grundsätzlich sich 
jeder Einmischung in die richterliche Tätigkeit zu enthalten hatte. 

Wenn man die R e c h t m ä ß i g k e i t d e r V e r w a l t u n g er-
richtete, lag es nahe, die D u r c h f ü h r u n g dieses Satzes im Einzelfall 
durch die nunmehr unabhängigen und nur dem Gesetz unterworfenen 
o r d e n t l i c h e n G e r i c h t e überprüfen zu lassen. Sie mußten aller-
dings anders aufgebaut und zusammengesetzt sein, als die bisher schon 
manchen deutschen Staaten bekannten Behörden, der „Verwaltungs-
rechtspflege" oder ,^Administrativ]ustiz "i), bei denen von Unabhängig-
keit der Richter weitgehend nicht die Rede sein konnte und die noch 
unter anderen Mängeln litten. So legte die Frankfurter Reichsverfassung 
von 1849 in § 182 fest: „Die Verwaltungsrecht6pflege hört auf; über 
alle Rechtsverletzungen entscheiden die Gerichte." 

Dieser Gedanke, für den vor allem der kurhessische Jurist Otto B ä h r2) 
eintrat, wurde jedoch nicht im ganzen deutschen Gebiet verwirklicht^). 
Er wurde zurückgedrängt durch den anderen Gedanken, die Verwaltungs-
maßnahmen durch b e s o n d e r e G e r i c h t e , nicht die ordentlichen 
zivilen und Strafgerichte, überprüfen zu lassen. Hierfür trat vor allem 
der Berliner Strafrechtslehrer Rudolf v o n G n e i s t ein, der auf die 
Zweckmäßigkeit der Besetzung der Gerichte, die sich mit Verwaltungs-
angelegenheit zu befassen haben, mit verwaltungskundigen Richtern 
hinweist4). Immerhin hatten die Versuche, die ordentlichen Gerichte 
einzuschalten, dahin geführt, die Stellung der an den Verwaltungsgerichten 
tätigen Richter, insbesondere ihre persönliche Unabhängigkeit, derjenigen 
der Richter der ordentlichen Gerichte anzugleichen). 

1) Z. B. Sächs. A-Gese tz vom 28.1. 1835, wonach solche Verwal tungsger i ch te In 
S t r e i t i gke i t en ü b e r E r w e r b u n d Verlus t der S taa t sangehör igke i t o d e r d ie Ve rb ind -
l ichkei t de r S t aa t s - u n d K o m m u n a l a b g a b e n entschieden. 

2) Rechtss taa t , S. 137 ff. 
>) So in K u r h e s s e n selbst , ges tütz t auf das a l te l andesher r l i che E d i k t v o m 

38. 11. 1743, in Oldenburg , Braunschwelg u n d den Hanses t äd t en (Bremisches Gese tz 
v o m 21. 2. 1854, Hamburg i sches Gesetz v o m 23.4. 1879, Lübeckisches Gesetz v o m 6.12. 
1916), w o a l t e r n a t i v d ie A n r u f u n g des Verwal tungsger ich ts ode r des o rden t l i chen 
Ger ich ts In e in igen Fä l l en zugelassen w i rd (8 15). 

«) Rechtss taa t , S. 187 ff. 
s N ä h e r e s Uber d ie E i n f ü h r u n g in d e n e inze lnen L ä n d e r n vgl. u n t e n 11. K a p t . 
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f) M o d e r n e S t a a t s f o r m e n o h n e G e w a l t e n t e i l u n g 
In der Zeit zwischen 1933 und 1945 wurde im Deutschen Reich der 

U n t e r s c h i e d z w i s c h e n d e n S t a a t s f u n k t i o n e l l v e r-
w i s o h t. Infolgedessen mischte sich die Verwaltung in Angelegenheiten 
der Gesetzgebung (z. B. Führerbefehl, Führererlaß) und der Recht-
sprechung (Justizleitung und Juatizlenkung). 

Entsprechend der Vorstellung R o u s s e a u ' s von der absoluten 
Macht des souveränen Volkes l e h n e n die Verfassungen der Länder 
der O s t z o n e die G e w a l t e n t e i l u n g ab. Die Gesetzgebung ist 
ausschließlich Sache des Landtalges, soweit das Volk durch Volksentscheid 
nicht unmittelbar selbst eingreift. Regierung und Verwaltung sind vom 
Parlament gänzlich abhängig. Sie müssen die vom Landtag aufgestellten 
Grundsätze befolgen und sie sind ständig an die oberste Kontrolle des 
Landtages gebunden. Der Landtag ist nicht ein Organ des Landes neben 
anderen Organen sondern der „höchste demokratische Willensträger" 
oder das „höchste demokratische Organ des Landes" (Art. 26 sächs. Verf., 
Art. 9 brand. Verf., Art. 22 meckl. Verf., Art. 24 sachs.-anh. Verf., Art. 8 
thür. Verf. usw.). In Mecklenburg, Sachsen und Brandenburg übt er 
sogar eine direkte Kontrolle über die Rechtspflege aus. Auf dem gleichen 
Standpunkt wie die Landesverfassungen steht Art. 50 Verf. d. d. R. : 
„Höchstes Organ der Republik ist die Volkskammer"1). Die rechtliche 
und politische Tragweite einer solchen Regelung wird erst deutlich, wenn 
man bedenkt, daß die Volksvertretungen aus nahezu oppositionslosen 
Blockparteien bestehen. 

5. Negative Abgrenzung 
Wenn nun nach Kenntnis der verschiedenen Anschauungen und ihrer 

Durchführung ein eindeutiger Verwaltungsbegriff geprägt werden soll, 
so ist das nur möglich in Abgrenzung von anderen Funktionen der Staats-
gewalt. Auszugehen ist von eben dieser Gewalt. V e r w a l t u n g i s t 
d a s T ä t i g w e r d e n e i n e s T r ä g e r s d e r ö f f e n t l i c h e n 
G e w a l t . Sie ist n i c h t R e c h t s e t z u n g , sie gibt keine Gesetze^). 
Sie s p r i c h t n i c h t R e c h t S ) und beschäftigt sich n i c h t m i t 
d e r W i r t s c h a f t s g e s t a l t u n g . Alle staatliche Tätigkeit, die 
nach Ausscheidung dieser drei Komplexe übrig bleibt, ist Verwaltung. 

i) Schon die Erörterungen zu den Verfassungsberatungen des Deutschen 
Volksrates der Ostzone hoben hervor, daß eine Gewaltentellung unter Gleich-
berechtigung der Funktionen der Durchführung des Grundsatzes der Demokratie, 
Wonach das Volk der alleinige Träger der nationalen Selbstorganisation sei, Im 
Wege stehe. Vgl. Schuttes, In. NJ. 1948, S. 177. 

*) Vgl. unten 5. Kapt. 
») Vgl. unten 2. Kapt. 
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Sie ist abhängig von der Rechtsetzung und deshalb mit ihr auf alle Fälle 
besonders eng verbunden. Dabei sind zwei Möglichkeiten vorhanden: 
Entweder geben die Gesetze nur die Grenzen der Verwaltung an, die 
jedoch sich innerhalb dieser allgemeinen Grenzen, die möglicherweise 
nur durch die Verfassung gezogen sind, frei entfalten kann. Eine solche 
Tätigkeit wird weitgehend Regierung sein und deshalb aus dem Begriff 
der Verwaltung im engeren Sinn ausscheiden müssen1). Oder die Ver-
waltung ist nichts anderes als die Vollziehung der Gesetze, sei es eines 
einzelnen Gesetzes, sei es des gesamten in den Gesetzen festgelegten 
Geistes der staatlichen Rechtsordnung. 

6. Mittel der Verwaltung 
Sämtliche Mittel sind nach Treu und Glauben anzuwenden in dem 

Sinn, wie dieser Grundsatz z. B. in §§ 157 und 242 BGB. festgelegt ist2). 
Der Art nach kann die Verwaltung grundsätzlich genau die g l e i c h e n 
M i t t e l benutzen, w i e j e d e r P r i v a t e . Der Grundsatz erleidet 
jedoch zwei Ausnahmen. 

Die Verwaltung kann teilweise m e h r t u n a l s p r i v a t e Personen, 
indem sie die dem Staat zur Verfügung stehende Herrschergewalt, sein 
Imperium, in Anspruch nimmt. Kraft des Imperiums hat der Staat die 
Möglichkeit, seinen Bürgern und auch Staatsfremden, diesen meist in 
völkerrechtlich bestimmtem Umfang, zu befehlen und sie zur Befolgung 
seiner Befehle zu zwingen. Eine solche Herrschermacht besitzt in der 
Gegenwart außer dem Staat niemand anders, nachdem die übrigen 
Herrschaftsbefugmsse von Menschen über Menschen, mit Ausnahme einiger 
familienrechtlichen Bestimmungen, verschwunden sind. Bei vielen öffent-
lichen Verwaltungsgeschäften wird der Staat von den ihm zustehenden 
Mitteln vollen Gebrauch machen. 

Die öffentliche Verwaltung ist jedoch unter Umständen auch in ihren 
Mitteln b e s c h r ä n k t e r a l s P r i v a t e . Dieser Umstand brauchte 
in der Vergangenheit weit weniger beachtet zu werden als heute. Der 
Zusammenbruch der politischen und wirtschaftlichen Grundlagen, auf 
denen das Leben der Gemeinschaft beruht, kann den einzelnen möglicher-
weise zur Erhaltung seiner Existenz zu illegalen Handlungen zwingen. 
Derartige Handlungen mögen moralisch noch so sehr gerechtfertigt sein, 

i) Die noch von Kleiner, S. 5, unbedenklich vorgenommene Bezeichnung der 
Regierung als Unterbegriff der Verwaltung Im engeren Sinne — wohl In Erinne-
rung an die Terminologie des Polizeistaates und des Frühkonstltutlonallsmus — 
Ist mit Rücksicht auf die. verschiedene Bedeutung von Regierung und Verwaltung 
nicht mehr zu halten. 

>) Pr. OVG. 83,144; 90, 253; 92,37. — Darüber hinaus Ist der Satz von Bedeu-
tung für die Betrachtung der Rechtshandlung; vgl. unten s . 121. 
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sie bleiben illegal, solange nicht die positive Rechtsordnung geändert 
wird. Rechtlich können sie im Einzelfall möglicherweise notdürftig durch 
die Grundsätze der aequitas konsumiert werden. Eine Änderung der 
Rechtsordnung ist selbst beim Vorliegen eines Zwiespaltes zwischen 
Moralität und Legalität nicht immer möglich, weil niemand die Folgen 
derartiger Abänderung abzusehen vermag. Infolgedessen kann es vor-
kommen, daß die öffentliche Meinung und auch Behörden stillschweigend 
moralisch gerechtfertigte, aber illegale Handlungen Privater dulden. 
Die offenthche Verwaltung selbst muß sich jedoch auf diesem Gebiet 
in weit engerem Rahmen halten, um nicht die Rechtsordnung und damit 
die Grundlage des Zusammenlebens der Gemeinschaft zu gefährden. 

Beispiel: 
Eine Großstadt konnte im Jahre 1947 zu den auf sie entfallenden Kohlen-
zuteilungen von einer Grube eine zusätzliche Menge Kohlen erhalten, die sie 
in die Lage versetzte, eine Zusatzzuteilung an die Bevölkerung vorzunehmen. 
Sie mußte sich die Kohle an der Grube abholen, besaß aber keinen Treib-
stoff, um den nur durch LKW. möglichen Transport durchzuführen. Sie 
tauschte nun einen Teil der Kohle gegen Treibstoff durch Vermittlung einer 
Person, die „ungenannt zu bleiben wünschte". Mit Hilfe dieses Treibstoffes 
konnte die Kohle geholt werden, und jede Familie der Stadt erhielt einen 
zusätzlichen Zentner Kohle. Das Geschäft verstieß objektiv gegen die Preis-
und Wirtschaftsstrafbestimmungen. 

Schr i f t t um 
A n s c h ü t z , G e r h a r d , Die gegenwärtigen Theorien über den Begriff der 

gesetzgebenden Gewalt und den Umfang des königlichen Verordnungsrechts 
nach preußischem Staatsrecht. Tübingen und Leipzig 1901 (2. Aufl.). 

A r e t i n , J o h . C h r i s t . F r h r . v., Staatsrecht der konstitutionellen Monarchie. 
Fortgesetzt von K a r l v. R o t t e c k . Altenburg 1824—1828. 

A r n d t , Das selbständige Verordnungsrecht. Berlin 1902. 
B a e h r , O t t o , Der Rechtsstaat. Kassel 1864. 
C r a m e r , J o h a n n U l r i c h v . , Wetzlarische Nebenstunden. Ulm 1755—1773. 
D e n n e w i t z , B o d o , Die Systeme des Verwaltungsrechts. Hamburg 1948. 
D e l o l m e , L., La Constitution d'Angleterre. Paris 1771. 
G e r b e r , C a r l F r i e d r i c h v . , Grundzüge des deutschen Staatsrechts. Leipzig 

1880 (3. Aufl.). 
G i e r k p , O t t o v . , Johannes Althusius und die Entwicklung der naturrechtlichen 

Staatstheorien. Breslau 1929 (4. Ausg.). 
— Das deutsche Genossenschaftsrecht. Berlin 1868—1913. 
G n e i s t , R u d o l f , Englische Verfassungsgeschichte. Berlin 1882. 
— Das englische Verwaltungsrecht der Gegenwart in Vergleichung mit dem 

deutschen Verwaltungssystem. Berlin 1883—1884 (3. Aufl.). 
— Der Rechtsstaat. Berlin 1872. 



Schrifttum 25 

G ö n n e r , N i o o l a u s T h a d d ä u s , Teutsche» Staatsrecht. Landshut 1804. 
— Über Gesetzgebung und Rechtswissenschaft in unserer Zeit. Erlangen 1815. 
H a t s c h e k , J u l i u s , Englische Verfassungsgeschichte bis zum Regierungs-

antritt der Königin Viktoria. München und Berlin 1913. 
H e g e l , G e o r g W i l h e l m F r i e d r i c h , Grundlinien der Philosophie des 

Rechts. Neu herausgegeben von Georg Lasson. Leipzig 1921 (2. Aufl.). 
H u b r i c h , E d u a r d , Die Entwicklung der Gesetzpublikation in Preußen. Berlin 

1918. 
H i e r i n g , R u d o l f v., Zweck im Recht. Leipzig 1877—1883. 
J e l l i n e k , G e o r g , Gesetz und Verordnung. Freiburg 1887 (anastatischer Neu-

druck Tübingen 1919). 
— Allgemeine Staatslehre. Berlin 1922 (3. Aufl.). 
J e l l i n e k , W a l t e r , Der fehlerhalte Staatsakt. Berlin 1908. 
— Gesetz und Gesetzesanwendung und Zweckmäßigkeitserwägung. Tübingen 

1913. 
K a r i o w a , O t t o , Römische Rechtsgeschichte. Leipzig 1885—1901. 
K e l s e n , H a n s , Zur Lehre vom öffentlichen Rechtsgeschäft. In: ArchöffR., 

Bd. 31 (1913), S. 203. 
— Allgemeine Staatslehre. Berlin 1925. 
K o r n f e l d , I g n a t z , Allgemeine Rechtslehre und Jurisprudenz. Berlin — 

Leipzig 1920. 
L o c k e , J o h n , The works of John Locke. Bd. 5 (On civil government). London 

1812. 
M a u r e n b r e c h e r , R o m e o , Grundsätze des heutigen deutschen Staats-

rechts. Frankfurt a. M. 1847 (3. Aufl.). 
M e t z n e r , R i c h a r d , Die Staatstheorie des John Locke nach seinem zweiten 

Traktat „Über die bürgerliche Regierung". Berlin 1903 (Heidelberger Disser-
tation). 

M o h 1, R o b e r t v., Das Staatsrecht des Königreichs Württemberg. Tübingen 
1829—1831. 

M o m m s e n , T h e o d o r , Römisches Staatsrecht. Leipzig 1887 ff. 
M o n t e s q u i e u , C h a r l e s d e S e c o n d a t , De l'esprit des lois. Ausg. Paris 

1897. 
M o s e r , J o h a n n J a k o b , Von der teutschen Reichsstände Landen. Frank-

furt a. M. und Leipzig 1769. 
— Von der Landeshoheit in Regierungssachen. Frankfurt a. M. und Leipzig 1772. 
P i e t s c h , T h e o d o r , Über das Verhältnis der politischen Theorie Lockes zu 

Montesquieus Lehre. Breslau 1887 (Berliner Dissertation). 
P ü 11 e r, J o h a n n S t e p h a n , Institutiones juris publici germanici. Göttingen 

1782. 
— Beyträge -zum Teutschen Staats- und Fürstenrecht. Göttingen 1779. 
P u f e n d o r f , S a m u e l , De jure naturae et gentium, Londini Scanorum 1672. 
R ö n n e , L u d w i g v., Das Staatsrecht der Preußischen Monarchie. Leipzig 

1881—1882 (4. Aufl.). 
R o ß , A l f , Theorie der Rechtsqüellen. Leipzig und Wien 1929. 



26 2. Kapital: Verwaltung als Staatsfunktion 

R o 11 e ck, C a r 1 v., Lehrbuch des Vernunftsrechts und der Staatswissenschaften. 
2. Bd.: Lehrbuch der allgemeinen Staatslehre. Stuttgart 1830. 

R o u s s e a u , J e a n J a q u e s , Du contrat social ou principes du droit politique. 
Ausg. Paris 1896. 

S a u e r , . W . , Nassau unter dem Minister von Marschall. In: Annalen des Vereins 
für Nassauische Altertfimer und Geschichteforschung, Bd. 20 (1890), S. 79 ff. 

S a v e l k o u l s , H e r m a n n , Das englische Kabinettsystem. München 1934. 
S c h m i d t , R i c h a r d , Allgemeine Staatslehre. Leipzig 1901—1903. 
S c h ü l e , A d o l f , Staat und Selbstverwaltung in England. Berlin 1933. 
S c h u l t e s, K a r l , Um die deutsche Verfassung. In: Neue Justiz 1948, S. 177. 
S o m l o , F e l i x , Juristische Grondlehre, Leipzig 1917. 
S t a h l , F r i e d r i o h J u l i u s , Die Philosophie des Rechts. 2. Bd.: Rechts- und 

Staatslehre auf der Grundlage christlicher Weltanschauung. Heidelberg 1870 
(4. Aufl.). 

S t e i n , L o r e n z v., Die Verwaltungslehre. 1. Bd.: Die vollziehende Gewalt. 
Stuttgart 1869. 

S t a m m l e r , R u d o l f , Deutsches Rechtsleben in alter und neuer Zeit. Char-
Iottenburg 1928. 

T h o m a , R i c h a r d , Der Vorbehalt des Gesetzes im preußischen Verfassungs-
recht. In: Festgabe für O. Mayer, S. 167 ff., Tübingen 1916. 

W e i d n e r , O t t o , Der Grundsatz der Gewaltenteilung und die Weimarer Reichs-
verfassung. Breslau 1932. 

W e i ß , K a r l E d u a r d , System des deutschen Staatsrechts. Regensburg 1843. 
W e n z e l , M a x , Der Begriff des Gesetzes. Berlin 1920 
Z o e p f l , H e i n r i c h , Grundsätze des gemeinen deutschen Staatsrechts. Leipzig 

und Heidelberg 1863 (5. Aufl.). 

Z w e i t e s K a p i t e l 

Verwaltung als Staatsfunktion 
I . Grundlagen 

Der Grundsatz der Gewaltenteilung kann nicht kompromißlos durch-
geführt werden. Ein so kompliziertes Gebilde wie der moderne Staat 
arbeitet nicht mit mathematischer Exaktheit. In bezug auf die Verwaltung 
sind es hauptsächlich z w e i K o m p l e x e , die U n k l a r h e i t e n 
aufkommen lassen. 

V e r w a l t u n g i m g e g e n s t ä n d l i c h e n S i n n wird nicht 
nur von Verwaltungsbehörden durchgeführt. Vielmehr befassen sich 
a u c h S t a a t s s t e l l e n , die primär für R e c h t s e t z u n g und 
R e c h t s p r e c h u n g zuständig sind, mit Verwaltungsaufgaben. Um-
gekehrt kann es vorkommen, daß sich Verwaltungsbehörden mit Recht-
sprechung oder Rechtsetzimg befassen. 
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Die G r e n z e n der einzelnen Staatsfunktionen sind nicht Immer klar 
und eindeutig. Es finden Übergriffe der Behörden der einen Funktion 
in den gegenständlichen Aufgabenbereich und möglicherweise auch die 
Organisation einer anderen Funktion statt. 

2. Gesetzgebung und Verwaltung 

Gesetzgebung bedeutet die Schaffung von Gesetzen*). Das besagt 
aber nicht, daß sich die Tätigkeit der Staatsstellen, die sich hauptsächlich 
mit der Gesetzgebung zu befassen haben, im modernen Rechtsstaat also 
die P a r l a m e n t e , in dem Erlaß von Gesetzen erschöpft. Wie in 
früherer Zeit so üben sie auch heute in A u s n a h m e f ä l l e n V e r -
w a l t u n g aus. Hierzu kann sich die Rechtswissenschaft nur unter 
Beachtung der jeweils vorhandenen positiven Rechtsätze äußern2). Einer 
der bedeutendsten Fälle ist das Budgetrecht3). 

V e r w a l t u n g s b e h ö r d e n können auch im modernen Rechts-
staat R e c h t s e t z e n . Denkbar ist der Erlaß von Rechtsverordnungen 
in den verschiedenen Gewändern dieser Einrichtung*). Hierbei handelt 
es sich meist um dem Tatsachenmaterial nach leicht erkennbare und 
übersichtliche Fälle. Doch wird der Gegenstand für die Rechtswissenschaft 
dadurch kompliziert, daß die Tatsache und der Umfang der Gesetz* 
gebungsbefugnis durch Verwaltungsbehörden einer der wichtigsten Punkte 
der Innenpolitik ist. Von seiner Behandlung hängt der Staatsaufbau 
wesentlich ab. So ist es verständlich, daß die Rechtswissenschaft oft in 
den Dienst der Politik gestellt wurde. Hiergegen ist nichts zu sagen, wenn 
es in offener Weise geschieht. Auf jeden Fall gehört es zu den Aufgaben 
der Wissenschaft, klar und deutlich darzulegen, wo die objektive Rechts-
darstellung aufhört und die subjektive politische Ansicht beginnt. 

i) „Das Wort Gesetz gehört zu den vieldeutigsten in der Sprache der Wissen-
schaft und des täglichen Leb£ns", so G. Jellinek, Gesetz und Verordnung, S. 226, 
der In diesem Werk eine auch noch für die Gegenwart grundlegende Betrachtung 
über das Wesen des Gesetzes bringt; vgl. auch Wenzel, Der Begriff des Gesetzes, 
S. 32 ff. oder für die Wiener Schule Rosa, Rechtsquellen, S. 371 ff. — Die Klärung 
des Begriffes Gesetz muß In einer verwaltungsrechtlichen Darstellung vorausgesetzt 
werden. Sie Ist Sache der Staatslehre und des Staatsrechts. 

i) Diese FSUe, sowie diejenigen, In denen Rechtssetzungsstellen ausnahms-
weise Recht sprechen, sind Im Staatsrecht zu erörtern. Vgl. z. B. Uber englische 
Grundlagen Hatschek, Engl. Verfassungsgeschichte, S. 250 ff., f(lr das Staatsrecht 
der deutschen Republik Stler-Somlo, Reichsverfassung. 

S) Das Budgetrecht war ein Lieblingsgegenstand der konstitutionellen Lehre, 
vgl. z. B. Laband, Staatsrecht IV, S. 522 ff. 

«) Vgl. unten 5. Kapitel. 
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3. Rechtsprechung und Verwaltung 
a) U n t e r s c h e i d u n g 

Im Gegensatz zur Unterscheidung zwischen Rechtsetzung und Ver-
waltung ist der Unterschied zwischen Rechtsprechung und Verwaltung 
nicht bloß aus für den Einzelfall vorhandenen positiven Vorschriften 
ersichtlich. Vielmehr ist Klarheit oft nur durch den Rückgriff auf die 
a l l g e m e i n e n R e c h t s g r u n d l a g e n des staatlichen Rechts zu 
gewinnen. Staat und Recht 6ind nach der Auffassung des Rechtsstaates 
zwar zwei unmittelbar verbundene, aber doch je in sich geschlossene, 
der Verwirklichung je eine besonderen Wertidee dienende Bereiche des 
geistigen Lebens1). Im Rechtsstaat sind nun sowohl Rechtsprechung als 
auch Verwaltung auf das engste mit dem Recht verbunden. Das ist wohl 
der tiefere Grund, weshalb die Unterscheidung beider Funktionen in der 
Vergangenheit so schwer zu erreichen war. Er macht es auch verständlich, 
weshalb heute noch oder wieder der Unterschied mit tiefem Mißtrauen 
betrachtet wird und weshalb für die Praxis und Rechtslehre, die die Unter-
Scheidung grundsätzlich anerkennen, ihre Feststellung im Einzelfall so 
schwer ist. Als allgemeine Richtlinie kann festgestellt werden, daß die 
V e r w a l t u n g d a s R e c h t n i c h t u m s e i n e r s e l b s t 
w i l l e n a n w e n d e t , unbekümmert um das an letzter Stelle des 
jeweiligen Vorganges stehende Ergebnis, sondern daß sie bei ihren Hand-
lungen immer das zu erreichende Ziel vor Augen hat. Das Recht ist bei 
ihr also Mittel zum Zweck. Wenn das im Sinne einer ordnungsgemäßen 
Verwaltungsführung erstrebenswerte Ziel ohne Anwendung von Rechts-
sätzen erreicht werden kann, hat die Verwaltung ebenfalls ihre Pflicht 
getan. Demgegenüber ist die Rechtsprechimg viel enger mit dem Recht 
verbunden. Das Recht ist für sie nicht Selbstzwecks) in dem Sinne des 
Satzes: Fiat justitia, pereat mundus. Auf diese einfache Formel läßt 
sich der Unterschied nicht bringen, denn auch die ordentlichen Gerichte 
haben das wirtschafthche und soziale Ziel, das sie mit ihrer Entscheidung 
erreichen wollen oder das ganz einfach ohne ihr Zutun, aber infolge 
ihrer Entscheidung sich ergibt, nie aus dem Auge zu verlieren. Aber in 
der Form ihres Vorgehens und hinsichtlich des Inhaltes der von 
ihnen zu bearbeitenden Gegebenheiten sind die Gerichte viel enger an 
das objektive Recht gebunden als die Verwaltungsbehörden. Und schließ-
lich kann es vorkommen, daß für Gerichtsentscheidungen die Rechts-
anwendimg wirklich einmal Selbstzweck wird, nämlich dann, wenn 

i) So Smend, Verfassung und Verfassungsrecht, s . 98. 
>) Diese vom Liberalismus, z. B. Fleiner, Institutionen, s . 7, vertretene Ansicht 

Ist nicht mehr aufrechtzuerhalten. 
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unabhängig von allen Folgen wirtschaftlicher oder sozialer Art die Rechts-
lage geklärt werden soll. Wenn man will, kann man die gesamte gerichtliche 
Tätigkeit unter dem Begriff Rechtspflege zusammenfassen. Dabei darf 
nur nicht übersehen werden, daß der Begriff kein rein formeller ist in 
dem Sinne, daß jede objektiv richtige oder auch rechtswissenschaftlich 
haltbare Anwendung des Rechts allein Rechtspflege wäre. Rechtspflege 
ist notwendigerweise auch die materiell oder die subjektiv richtige An-
wendung des Rechts, sodaß es Unrechtspflege ist, wenn an möglicher-
weise durchaus korrekt angewandten Paragraphen Menschenschicksale 
zerbrechen, ohne daß ganz bewußt ein Opfer des einzelnen für die Gemein-
schaft verlangt zu werden braucht. 

Sowohl Gerichte als Verwaltungsstellen haben zu g e s t a l t e n und 
zu e n t s c h e i d e n . Das erste ist nicht allein der Verwaltung und das 
zweite nicht allein der Rechtspflege vorbehalten. Denn auch die Verwal-
tung entscheidet in feststellenden (deklaratorischen, entscheidenden) 
Verwaltungsakten1) oder in Verwaltungsgerichtsurteilenz) und umgekehrt 
gestaltet das Gericht, z. B. in der freiwilligen Gerichtsbarkeit oder durch 
Scheidungsurteile. 

So liegt es nicht nur in politischen Vorurteilen, sondern im Gegenstand 
selbst begründet, wenn sich in den deutschen Ländern die Trennung 
zwischen Verwaltung und Rechtsprechung langsam und in immer neuen 
Anläufen vollzog. In Preußen, das als Musterbeispiel für die Verhältnisse 
in anderen Ländern gelten kann, spielt sie erstmalig eine Rolle in dem 
Ressortreglement vom 26. Dezember 1808 über die verbesserte Einrichtung 
der Provinzial-, Polizei- und Finanzbehörden. Das Reglement unter-
scheidet nach dem Vorgang des älteren' Justizstaates Hoheits-, Polizei-
und Justizsachen. J u s t i z s a c h e n sind organisatorisch alle Sachen, 
die vor die Gerichte kommen; und vor die Gerichte kommen alle Sachen, 
von denen das im Gesetz gesagt oder nach Wesen und Aufbau des Ge-
setzes anzunehmen ist. Schon hier zeigt sich, daß die sachliche Zuständig-
keit der ordentlichen Gerichte durch die Aufzählung der im Gesetz er-
faßten Tatbestände, sei es ihrer Spezies, sei es ihrer Gattung nach, um-
schrieben wird. Hierzu zählen z. B. alle Kammeralsachen, das sind die 
Angelegenheiten, in denen der Fiskus als Beklagter in Anspruch genommen 
wird (§§ 34,41 des Reglements). P o l i z e i s a c h e n sind die Angelegen-
heiten staatlicher Tätigkeit, bei denen eine derart enge Bindung an die 
Gesetze nicht festzustellen ist. Es erleichterte die Trennung kaum, daß 
damals die Staatsgewalt nicht als ein einheitliches Imperium, sondern — 

') Vgl. unten S. 162. 
») Vgl. unten S. 171. 
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historisch und entwicklungsmäßig durchaus richtig — als ein Bündel 
verschiedener, wenn auch an einer Stelle ruhender Hechte angesehen 
wurde. Denn diese Rechte waren nach Inhalt und Herkunft so ver-
schieden, daß sie gegenüber der sichtbar in der Person des Staatsober-
hauptes in Erscheinung tretenden Einheit der tatsächlichen Staatsgewalt 
nicht ins Gewicht fallen und ihr vor allem kein zu einem System zusammen-
gefaßte Gruppeneinteilung von Rechten gegenüberstellen konnten. Für 
die Bildung der Auffassung, daß es sich bei der Staatsgewalt nicht nur 
um eine in der Person des Staatsoberhauptes liegende, gewissermaßen 
physische, sondern um eine ideelle Einheit handelt und dann wiederum 
für die Trennung dieser Gewalt in mehrere Funktionen waren andere, 
nämlich logische und dogmatische Überlegungen und Erkenntnisse 
maßgeblich. 

Bei dieser Aufspaltung in mehrere Funktionen nun steht das nach 
außen Sichtbare zunächst im Vordergrund. Das hat eine bis heute nach-
wirkende Folge: Man sieht die T r e n n u n g d e r F u n k t i o n e n i n 
e r s t e r L i n i e i n d e r O r g a n i s a t i o n . Die Zuweisung der 
verschiedenen von den verschiedenen Funktionen zu erledigenden Auf-
gaben an bestimmte Behörden ist das äußere Zeichen der vollzogenen 
Gewaltentrennung. Der I n h a l t der staatsgewaltlichen Funktion tritt 
dabei häufig in den H i n t e r g r u n d . Insbesondere die G e s e t z e s -
p r a x i s betrachtet die Gewaltentrennung zwar nicht ausschließlich 
oder grundsätzlich^), aber doch tatsächlich weitgehend vom Standpunkt 
der Zuweisung einer Aufgabe an Gericht oder Verwaltungsbehörde aus. 

Beispiel': 
„Zwecks Gewährleistung einer vollständigen Trennung des Rechtswesens 
von der politischen Verwaltung und ihren Einflüssen wird verordnet, daß 
alle Staatsbeamten, die sich mit dem Rechtswegen beschäftigen, einschließ-
lich aller Mitglieder der Staatsanwaltschaft auch weiterhin der Überwachung 
und Verwaltung von Behörden unterstehen, die beute oder in einem späteren 
Zeitpunkte die Funktionen des Reichsjustizministeriums in der britischen 
Zone ausüben werden." Anweisung der brit. Militärregierung betreffend 
Trennung von Justiz und Verwaltung vom 1. 3. 1946, Justizblatt für den 
Oberlandesgerichtsbezirk Köln 1946, S. 51. 

Auch die R e c h t s l e h r e geht häufig nicht aus von dem ver-
schiedenen Inhalt der staatlichen Akte, sondern von der verschiedenen 
staatsrechtlichen Stellung der Organe, welche zur Vornahme der staat-
lichen Geschäfte berufen sind2). 

i) { 4 EGGVG. geht z. B. von einem gegenständlichen Begriff der Verwaltung 
•us. 

>) So z.B. Laband, Staatsrecht Ii, S. 162. 
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Das darf aber nicht darüber hinwegtäuschen, daß V e r w a l t u n g 
u n d R e c h t s p r e c h u n g s i c h e i n z i g u n d a l l e i n n a c h 
i h r e m I n h a l t u n t e r s c h e i d e n und daß die Inanspruchnahme 
der einen oder anderen Behörde lediglich eine Folge der durch den Inhalt 
bewirkten Zuweisung des einzelnen Falles an die eine oder andere 
Funktion ist1). 

Auf diesen Grundlagen baut die wichtigste Bestimmung für die 
Abgrenzung der Verwaltung von der Rechtsprechung, § 13 GVG.,auf: 
Vor die ordentlichen Gerichte gehören alle bürgerlichen Rechtsstreitig-
keiten und Strafsachen, für welche nicht entweder die Zuständigkeit 
von Verwaltungsbehörden oder Verwaltungsgerichten begründet ist oder 
reichsgesetzlich besondere Gerichte bestellt oder zugelassen sind. Diese 
Bestimmung ist wörtlich auch in die allgemeine Anweisung für Richter 
Nr. 2 der Militärregierung übernommen worden. Sie eröffnet den Rechts-
weg, wo Reichs- und Landesgesetze ihn ausdrücklich zubilligen oder wo 
es sich in Ermanglung solcher Vorschriften um eine bürgerlich-rechtliche 
Streitigkeit handelt (§ 3 EGZPO.). Allerdings befaßt sich § 13 GVG. 
nur mit der streitigen Gerichtsbarkeit: Die Rechtsprechung in Zivil-
und Strafsachen wird der Justiz übertragen. Schon wegen dieser Be-
schränkung ist § 13 GVG. nicht als Kodifikation der Gewaltenteilung 
aufzufassen. Die Beschränkung hat weiterhin zur Folge, daß die Zustän-
digkeit der ordentlichen Zivil- und Strafgerichte die gleiche ist, unab-
hängig davon, ob eine Verwaltungsgerichtsbarkeit besteht oder nicht 
und unabhängig davon, ob diese nach der Generalklausel arbeitet oder 
nicht (vgl. hierzu § 22 Abs. 3 brit. VO. Nr. 165; § 22 Abs. 1 südd. VGG.). 
Die Frage der Zuordnung einer Angelegenheit zu einem bestimmten Ver-
fahren oder Rechtsweg ist eine verfahrensrechtliche. Die Zulässigkeit 
des Rechtswegs ist für den Zivilprozeß eine Prozeßvoraussetzung 

b) V e r w a l t u n g s s a c h e n v o r o r d e n t l i c h e n G e r i c h -
t e n . 

Für die Rechtsprechung zuständig sind grundsätzlich die ordentlichen 
Gerichte. Die Aufgabe der Gerichte ist im wesentlichen die Erfassimg 
und Beurteilung von in der V e r g a n g e n h e i t liegenden Ereignissen, 
wenngleich weite Gebiete der Justiz, so z. B. die freiwillige Gerichts-
barkeit, rechtsgestaltend wirken. Die Rechtsprechungsstellen klären, was 
Rechtens ist entweder zur Entscheidung von — meist privaten — Streitig-

i) Die übermfiOlge Betonung des organisatorischen Unterschiedes In der kon-
stitutionellen Lehre führte manche zu der Ansicht, daß diese Lehre die Theorie 
von der Gewaltentrennung grundsätzlich verneinte; so G. Jellinek, Gesetz und 
Verordnung, S. 3(6. 



32 2. Kapitel: Verwaltung als Staatsfuuktion 

keiten, die Zivilrechtspflege, oder zur Bestrafung, die Strafrechtspflege. 
Die Entscheidung der Frage, was als b ü r g e r l i c h r e c h t l i c h e 
S t r e i t i g k e i t im Sinne des § 13 GVG. anzusehen ist, richtet sich 
nach dem S a c h v o r t r a g d e s K l ä g e r s im gerichtlichen Ver-
fahren1). Auf den materiellrechtlichen Inhalt dieses Vortrages kommt es 
an, nicht auf den Wortlaut der Anträge2) oder die Rechtsauffassung des 
Klägers3). Behauptet der Kläger in schlüssiger Weise das Vorliegen eines 
zivilrechtlichen Verhältnisses, aus dem er den Klageanspruch herleitet, 
dann hegt eine bürgerlich-rechtliche und keine verwaltungs-rechtliche 
Streitigkeit vor. Der Kläger muß den erhobenen Anspruch aus 
irgendeiner Bestimmimg des bürgerlichen Rechts rechtfertigen4), sei es 
aus Vertrag, aus Geschäftsführung ohne Auftrag, aus ungerechtfertigter 
Bereicherung, aus unerlaubter Handlung, oder aus einem dinglichen 
Rechtsverhältnis. Darauf, ob die aufgestellten tatsächlichen Behaup-
tungen den erhobenen Anspruch rechtfertigen können oder doch wenigstens 
eine Möglichkeit hierfür ersehen lassen, kommt es nicht an. Diese Frage 
entscheidet sich erst bei der später einsetzenden sachlichen Prüfung des 
Klageanspruchs. Eine Ausnahme von dem Grundsatz besteht nur für 
das Gebiet der Staatshaftung. Hier müssen die tatsächlichen Behauptungen 
wenigstens die Möglichkeit einer Verantwortlichkeit des Staates erkennen 
lassen, sodaß schon für die Entscheidung über die Zulässigkeit des 
Rechtsweges eine gewisse Nachprüfung des tatsächlichen Vorbringens 
des Klägers auf seine rechtliche Begründetheit hin geboten ist5). 

Nicht von ausschlaggebender Bedeutung ist die N a t u r d e r 
P a r t e i e n . Der ordentliche Rechtsweg ist insbesondere nicht nur für 
Rechtsstreitigkeiten zwischen Privatpersonen zulässig. Durch § 4 EG 
ZPO. wird für bürgerliche Rechtsstreitigkeiten dem Landesrecht der Aus-
schluß dieses Rechtsweges, weil als Partei der Staat oder eine öffentlich-
rechtliche Körperschaft beteiligt ist, ausdrücklich verboten6). 

Beispiel: 
Eine Gemeinde befiehlt einem Mieter eines ihr gehörenden Hauses die 
Räumung binnen einer bestimmten kurzen Frist. Der Mieter beantragt bei 

l) Baumbach, ZPO., 9 13 GVG., Anmerkung D. 
<) RGZ. 105, 39; 108, 167. 
>) RGZ. 14«, 426; 162, 233; 167, 312. 
«) Krückmann, In: JW. 192S, S. 777. 
') Wegen des Inhaltes des öffentlichen Rechtsverhältnisses vgl. unten S. 55. 
8) Anderer Ansicht anscheinend Kleinrahm, In: MDR. 1948. S. 109. — Otto 

Mayer, Verwaltungsrecht I, S. 15, oder Fleiner, Institutionen, S. 119, vertraten 
den Standpunkt, daß ein öffentlich-rechtliches Rechtsverhältnis nur bei Beteiligung 
eines „herrschaftlichen" Subjektes vorUege. 
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dem Amtsgericht den Erlaß einer einstweiligen Verfügung dabin, daß der 
Gemeinde untersagt wird, ohne gerichtliches vollstreckbares Räumungs-
urteil die RäumuDg des Hauses vorzunehmen. Der Rechtsweg ist nicht des-
halb unzulässig, weil die eine Partei keine Privatperson ist. (Landgericht 
Koblenz vom 9. 12. 1947 in: MDR. 1948 S. 80.) 

Umgekehrt bewirkt nicht schon die Beteiligung einer Obrigkeits-
person, daß ein öffentliches Rechtsverhältnis entsteht. 

Beispiel: 
Die Vereinbarung eines Bürgermeisters mit den Wirten der Gemeinde, 
wonach diese den unverheirateten Lehrern im Ort abwechselnd Verköstigung 
gewähren sollen, erzeugt nicht ohne weiteres öffentliche Pflichten der 
Wirte. — Zeitschr. f. bad. Verw. 1924, S. 64. 
„Die von einem Vertreter in Ausübung seiner Vertretungsmacht über 
Vermögensstücke (Privatrechte) des Vertretenen getroffenen Verfügungen 
werden , grundsätzlich ihres privatrechtlichen Charakters nicht dadurch 
entkleidet, daß der Vertreter eine Behörde ist." — Sächs. OVG. 27, 286; 
32, 16. 

Keinen Anhaltspunkt bietet die E n t s t e h u n g s a r t der recht-
lichen Beziehungen zwischen den Parteien. Es können auch aus Anlaß 
bestimmter Rechtsverhältnisse weitere Rechtsverhältnisse entstehen, die 
dann jeweils entsprechend ihrem eigenen Wesen zu beurteilen sind'). 

Der ordentliche Rechtsweg wird nicht dadurch ausgeschlossen, 
daß sich der B e k l a g t e a u f ein im öffentlichen Recht wurzelndes 
G e g e n r e c h t beruft. Maßgeblich bleibt immer der K l a g e v o r t r a g 2 ) . 

Beispiel: 
Der Eigentümer eines PKW. verklagt eine Gemeinde auf Herausgabe des 
ihr nach RLG zugewiesenen PKW. mit der Behauptung, die Inanspruch-
nahmeverfügung Bei widerrufen worden. Die Beklagte bestreitet das und 
stützt ihre Herausgabeweigerung auf diese Verfügung. Die Einwendung 
nimmt dem Rechtsstreit nicht seinen bürgerlich-rechtlichen Charakter. 
(LG. Hagen vom 23. 1. 1948 in Justizministerialblatt Nordrhein-Westfalen 
1948, S. 169)3). 

Der Überblick zeigt, wie verschieden die Gesichtspunkte sind, aus 
denen sich die Zugehörigkeit des einen oder anderen Gegenstandes zum 
Privatrecht oder zum öffentlichen Recht ergibt. Hinzu tritt noch die 
nach verschiedenen Zeiten verschiedene Betrachtungsweise. So ist nicht 

') Vgl unten S. 75. 
<) So ständige Rechtsprechung des Reichsgerichts, z. B. RGZ. 123, 183; 125, 

398; 157, 116; Seufterts Archiv, 78, 151. — Wertvolle Hinweise über die Methodik 
der Prüfung bei Baumbach a. a. O. Anm. 3; auch Hamelbeck, DRZ. 1949, 299. 

') Vgl. ferner Landgericht Hagen: MDR. 1947, 233; Landgericht Frankfurt In: 
NJW. 1947, 106; Jellinek In: SJZ. 1946, 176; Kleinrahm in: Haus und Wohunng, 1947, 
379. 

S Tnregg, Lehrbuch des VenraltangsrechU 
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zu verkennen, daß in neuerer Zeit viele Dinge nach öffentlichem Recht 
beurteilt werden, während ehedem nur Privatrecht für sie zur Anwendung 
kam. Die Lehre von der „bürgerlich-rechtlichen Streitigkeit k raf t Tra-
dition"!), such t 'das Verfahren von derartigen Meinungsänderungen zu 
lösen. Die Lehre bedeutet, daß alle Ansprüche, die zur Zeit des Erlasses 
der Reichsjustizgesetze (1877 bis 1879) als zivilrechtliche angesehen 
wurden, weiterhin vor die Zivilgerichte gehören, unabhängig davon, ob 
sie späterhin einmal als öffentlich-rechtliche qualifiziert worden sind2). 

Von dem Grundsatz, daß für alle bürgerlich-rechtlichen Streitigkeiten 
und Strafsachen die ordentlichen Gerichte zuständig sind, gibt es, wie 
§ 13 GVG. zeigt, A u s n a h m e n . Die Behandlung einzelner Streit-
gegenstände, die ihrem Inhalt nach bürgerlich-rechtlich sind, kann kraft 
positiven Rechtes anderen Behörden übertragen werden. Zur Aus-
schließung des Rechtsweges in solchen Fällen ist stets ein b e s o n d e r e s 
G e s e t z erforderlich3), welches nicht der Verfassung widersprechen 
darf1). An die Stelle des ordentlichen Gerichts können nur Verwaltungs-
stellen einschließlich der Verwaltungsgerichte, keine Privatpersonen 
treten®). Der Rechtsweg darf nicht wegen der Person des Betroffenen 
ausgeschlossen werden und ihn so jeden Rechtsschutzes berauben®). 
In Abweichung von § 13 GVG. verbietet Art. 92 westd. GG. die 
Zuweisung bürgerlicher Rechtsstreitigkeiten an Verwaltungsbehörden7). 
Dadurch wird jedoch die gesetzliche Übertragimg der Zuständigkeit 
auf Verwaltungsgerichte nicht ausgeschlossen. Strafsachen konnten und 
können nie durch Landesgesetz den ordentlichen Gerichten entzogen und 
auf Verwaltungsbehörden einschließlich der Verwaltungsgerichte über-
tragen werden8). 

Beispiel: 
Reicbsrechtlich: Wehrmachtsversorgungsgesetz vom 19. 9. 1925 (§ 91), 
Aufwertungsgesetz vom 16. 7. 1925 (§ 69). 
Landesrechtlich: Preußische Jagdordnung von 1907. 

') Der Name stammt von Lassar Erstattungsanspruch, S. 81. 
•) BestrittenI Bejahend: HGZ. 92, 310 (Grundlegende Entscheidung), 188, 228; 

Stein-Jonas, ZPO. Anm. IX B 3 vor S 1; LVG. Hamburg In: MDR. 1949 S. 312 mit 
zustimmender Anm. von Schack; Bettermann, MDR. 1949,394. Verneinend für 
Westdeutschland wegen der Generalklausel Im Verwaltungsstreltveriahren: Ule, 
DRZ. 1949 1«. Beiheft und ZJB1. brlt. Zone 1949, 61; Baumbach, GVG. S 13 Anm. 1B. 

') RGZ. 89, 209, Landesgesetz stets nur für e i n Landl 
•) RGZ. 111, 279. 
•) RGZ. 107, 323. 
•) RGZ. 108, 40. 
') Dernedde, in: ZJB. brlt. Z. 1949, 101; StrauQ, SJZ. 1949, 525. 

*) Wegen der Übertragung von Strafsachen auf die Verwaltung unten S. 373. 
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Umgekehrt rücken die ordentlichen G e r i c h t e in zwei Richtungen 
a n d i e V e r w a l t u n g s t ä t i g k e i t heran. Das große Gebiet der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit weist ihnen schöpferische Aufgaben zu, ein 
Gestalten der Ereignisse auch für die Zukunft. Sodann kann ihnen die 
Entscheidung über Gegenstände übertragen werden, die weder freiwillige 
Gerichtsbarkeit noch Zivil- oder Strafrechtspflege sind. Ob von dieser 
Möglichkeit Gebrauch gemacht wird, hängt von der allgemeinen Ansicht 
über den Einsatz der verschiedenen Behörden ab. Ausnahmsweise ist 
also bei öffentlich-rechtlicher Natur des Klageanspruchs der Rechts-
weg zulässig, wenn das Gesetz den Anspruch den Gerichten zur Behandlung 
im ordentlichen Prozeßverfahren zuweisti). Diese Regelung trifft dann auch 
die sich aus einem solchen Rechtsverhältnis ergebenden Rechtsansprüche. 

Von ö f f e n t l i c h - r e c h t l i c h e n A n s p r ü c h e n , für die der 
o r d e n t l i c h e R e c h t s w e g offen steht, sind insbesondere zu 
erwähnen: 
a) Manche öffentlich-rechtlichen Entschädigungsansprüche gegen den 

Staat. Sie sind gegeben, wenn der Staat für ein im Rahmen eines 
Gesetzes vorgenommenes Vorgehen Entschädigung gewährt. Besonders 
hervorzuheben sind: 
aa) Aufopferungsansprüche, wie sie z. B. in §§ 74, 75 Einleitung pr. 

ALR. festgelegt sind. Darunter zu verstehen ist die Aufopferung 
eines besonderen Rechtes, welches einem wichtigeren Recht 
weichen muß2). 

Beispiel: 
Eine Quelle wird im Verfolg von Desinfektionsarbeiten gemäß dem 
Reichsreblausgesetz vom 6. 7. 1904, §§ 6 ff. verunreinigt. Durch die 
Quelle wird eine Wasserleitung gespeist. Während der Zeit der 
Desinfektionsarbeiten ist diese unbenutzbar. Der Eigentümer 
opfert ein Recht auf, kann aber Entschädigung gemäß § 75 Ein-
leitung ALR. verlangen, die er vor dem ordentlichen Gericht geltend 
macht. (RGZ. 64, 184). 

bb) Ansprüche aus polizeilichem Notstand. Wenn ein rechtmäßiger 
Betrieb wegen überwiegender Gefahren für die Allgemeinheit 
untersagt werden muß (§ 51 GewO., § 70 pr.PVG.), hat der Be-
troffene einen Schadenersatzanspruch, den er vor dem ordentlichen 
Gericht geltend machen kann, 

ce) Entschädigungsansprüche aus Enteignung, sofern der ordentliche 
Rechtsweg nicht ausdrücklich ausgeschlossen ist8). 

1) RGZ. 164, 22«. 
>) Vgl. unten S. 232 ff. 
») Wegen der einzelnen Enteignungsgesetze vgl. unten S. 231. 



36 2. Kapitel: Verwaltung als Staatsfunktion 

b) Die Nachprüfung polizeilicher Strafverfügungen (z. B. § 62 pr.PVG.), 
sofern diese Einrichtung noch besteht1). 

c) Vermögensrechtliche Ansprüche der Beamten, Ruhestandsbeamten 
und Hinterbliebenen (§§ 142, 182 DBG.), sofern die neuen landes-
rechtlichen Beamtengesetze nicht andere Bestimmungen enthalten2), 
sowie die Einwendung des Beamten gegen seine Erstattungspflicht 
nach § 8 des Erstattungsgesetzes vom 18. April 1937 — RGBL. 1,161 — 
Hat eine beamtenrechtliche Verfügung einer Behörde neben ver-
mögensrechtlichen Folgen auch einen Eingriff in NichtVermögensrechte 
zur Folge, so steht es dem betroffenen Beamten frei, den Sachverhalt 
nach seiner Wahl den Verwaltungsgerichten oder den bürgerlichen 
Gerichten zu unterbreiten3). Art. 33 Abs. 5 westd. GG. hält diese 
Bestimmung aufrecht. 

d) Entschädigungsansprüche gegen den Staat und des Staates aus Amts-
pflichtverletzungen. Nach Art. 131 WRV. und entsprechend Art. 34 
westd. GG. ist der ordentliche Rechtsweg insbesondere gangbar, wenn 
ein Willkürakt vorliegt*) und wenn ein besonders geordneter Verwal-
tungsschutz fehlt®). 

e) Einige Ansprüche auf Spezialgebieten (z. B. Steuerstreitigkeiten — 
Reichszuwachssteuergesetz —, pr. Gesetz betreffend die Erweiterung 
des Rechtsweges vom 24. Mai 1861). 
In den letzten Jahrzehnten ist jedoch das Bestreben zu beobachten, 

für die Erledigung besonders qualifizierter Rechtsstreitigkeiten auch 
besondere Gerichte einzusetzen. Das hängt mit der modernen Tendenz 
zusammen, das Privatrecht zugunsten des Verwaltungsrechts zurück-
zudrängen®). 

•) Vgl. unten S. 370. 
I) Maßgeblich sind g 71 GVG., SS 142, 182 DBG. und S 13 ErlaB des Führen 

und Reichskanzlers über die Errichtung des Retchsverwaltungsgerlchts vom 3.4. 
1941 — RGBl. I S. 201 —. Der In S 13 In Aussicht genommene Zeltpunkt des 
Inkrafttretens kam nicht, well der Rdl. Ihn nicht festgesetzt hat. Andererseits 
sind für Ansprüche eines Beamten aus seinem Beamtenverhältnis, die nicht aus-
schließlich vermögensrechtlicher Natur sind, die Vefwaltungsgerlchte zuständig 
(VO. Nr. 10 und 141 brlt. MllBeg.; vgl. Verwaltungsgericht Kamburg vom 10. 6.1948 
In: MR. 1948, S. 261). 

<) Hess. VGH. vom 5. 8. 1947, In: Arch. öfl. R. 1948, S. 351. 
4) RGZ. 118, 229. 
6) Baumbach, a. a. O., Anmerkung X C. 
«) Vgl. hierzu Urteil des OLG. Stuttgart vom 22. 10. 1947 In: SJZ. 1947, <15; 

1948, 89. 


